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!! Mit Hartz IV ins Abseits
Das geplante Arbeitslosengeld II wirft peinliche
Fragen auf.
Landtagsabgeordneter Dr. Dietmar Pellmann
drängt auf Antwort.                                  Seite 3
!! Panzer nun doch in der Heide
Bruch eines Versprechens: Sachsen-Anhalts
Regierung erlaubt militärische Nutzung des
Südteils der Colbitz-Letzlinger Heide.       Seite 7
!! Popstar Rilke?
„Gar nicht voyeuristisch oder denunziatorisch“
will ein neues Buch über Rainer Maria Rilke
verstanden sein.
Ein Germanist sieht das anders.              Seite 11

Leipzig in Europa
DU HAST DIE WAHL.
Leipzig am  13. Juni 2004: Das Olympia-
Debakel hat den  behördlich verordneten
Optimismus umgekippt, und die Alltags-
probleme der Kommunalpolitik verschaf-
fen sich wieder nachdrücklich Einlass. Der
Bauboom um den Markt kaschiert die
Auszehrung der Stadt. Das Regierungs-
präsidium mahnt für die nächsten Jahre
strenge Sparsamkeit an. (Regiert sie nicht
schon seit Jahren, kann es noch schlim-
mer kommen?) Korruptionsskandale und
Ämterpatronage vergiften die öffentliche
Atmosphäre. Gegen die unaufhörlich an-
schwellende Arbeitslosigkeit finden weder
Landes- noch Stadtväter ein Mittel. Das
neue Fußballstadion scheint dämmrige
Jahre vor sich zu haben, die nur kurz un-
terbrochen werden. Die Wahlversprechen
der Parteien der faktisch regierenden Rat-
haus-koalition sind so hohl wie die öf-
fentlichen Kassen und so fadenscheinig
wie die Ärmelschoner der Kommunalbe-
diensteten.
WAS TUN? FRAGE DANACH, welche
Partei in ihrem Kommunalwahlprogramm
stehen hat: „Leipzig bedarf dringend eines
kommunalpolitischen Wandels. Im Mittel-
punkt der Stadtpolitik muss die Sicherung
und Förderung der Lebensqua-lität ste-
hen, statt sich auf Großereignisse und
Leuchttürme zu konzentrieren.“
Europa am 13. Juni 2004. Die ersten Re-
flexe der Osterweiterung der EU lassen
die heraufziehende Eintrübung ahnen.
Der Osten Europas wird erobert wie der
Osten Deutschlands – mit Kapital, in all
seiner Brutalität und Skrupellosigkeit.
Dabei werden die neuen Bundesländer
nochmals geschröpft. Und für den Macht-
kampf in der Welt werden die Waffen ge-
schärft: Aufbau einer Eingreiftruppe, na-
tionale Rüstungsschubs ...
Ein Stoppen und Umkehren dieses Kur-
ses werden ohnehin schwer, ohne starke
linke Kräfte im EU-Parlament  werden sie
schier unmöglich. 
FRAGE DANACH, wer in seinem Europa-
wahlprogramm bekundet: „Wir wollen eine
Europäische Union, die der Vollbeschäfti-
gung und dem sozialen Fortschritt ... höch-
ste Priorität beimisst, mit der neoliberalen
Wirtschaftspolitik bricht ... Wir wollen eine
Europäische Union, die ... Krieg und militä-
rische Gewaltanwendung zur Lösung von
Konflikten ablehnt, die frei von Massenver-
nichtungswaffen ist, ihre Rüstungsindus-
trie auf zivile Produktion umstellt ...“
NUN WÄHLE!                     • KURT RECHT

DR. MARTIN LUTHER höchstpersönlich unterstützte am 2.
Juni Prof. Peter Porsch, PDS-Spitzenkandidat für den
sächsischen Landtag, und Dr. Lothar Tippach, PDS-
Kandidat für den neuen Stadtrat, als sie 10 Gebote für
attraktive sächsische Kommunen an die Leipziger
Rathaustür schlugen. Ein bisschen kleingeistig wollte
das der Beigeordnete für Allgemeine Verwaltung,
Andreas Müller, verhindern. Aber da stand der echte
Reform(ations)wille der PDS-Leute vor.

Seite 6
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Keine Stimme verschenken!
Die Wahllokale sind am 13. Juni 2004 in der Zeit von 8.00 bis
18.00 Uhr geöffnet. Zur Stimmabgabe sind Personalausweis
und Wahlbenachrichtigung im Wahllokal vorzulegen.
Zur Europawahl 
• Auf dem Wahlschein darf nur einer Partei die Stimme gege-
ben, d. h. nur bei einer Partei ein Kreuz gemacht werden.
• Streichungen, Unterstreichungen, handschriftliche Bemer-
kungen u. ä. würden den Wahlschein ungültig machen.
Zur Kommunalwahl
Jeder Wähler hat drei Stimmen, die einer Person zugeordnet
werden können (XXX) oder mehreren (XX  X oder: X  X  X).

Der erste Montag-Nachmittag
im Juni jedes Jahres ist für

einige Hundert ehemalige Leip-
ziger Kranbauer fest verplant: An
diesem Tage treffen sich ehemali-
ge Betriebsangehörige des VEB
S. M. Kirow ganz privat auf dem
einst mit ihrem Geld geschaffe-
nen damaligen Betriebssportge-
lände der Kanuten von Motor
West am Schleußiger Weg. 
Mit viel persönlichem Engage-
ment erkämpft der einstige Sek-
tions-Chef der Sportler, Heinz
Feyerabendt,  diesen Ort alter Ge-
selligkeit Jahr um Jahr neu für
seine Mitstreiter,  von denen die
meisten, so wie er selber auch,
inzwischen Rentner sind. Renate
Michel, ebenfalls unermüdliche
Mitorganisatorin, zum Anliegen
dieser privaten Treffen: „Geboren
im 1994er Wahlkampf hatten
nicht nur wir Unentwegten der
PDS-Basisgruppe KIROW die
Idee, ein Wiedersehen der alten
Belegschaftsfamilie zu organisie-
ren. Wir wollten den Kontakt un-
tereinander nicht ganz abreißen
lassen. Viele sind 1991 mit 55
Jahren aus dem Arbeitsleben ge-
schmissen worden und haben nie
wieder eine Beschäftigung gefun-
den. Wie so etwas von einzelnen
bewältigt wurde, kann hier im
Gespräch auch denen helfen, die
damit nicht so gut klargekommen
sind. Für viele ist der Kontakt

einfach wichtig, weil dieses Stück
Arbeitsleben ihr Leben überhaupt
darstellt. Die Aner-kennung der
persönlichen Leis-tung im
Gespräch und der sogar immer
stärker werdende Ge-mein-
schaftssinn bauen die ansonsten
mitunter inzwischen recht einsa-
men Kollegen unheimlich auf.”
Durchschnittlich 10 Prozent der
rund 2500 Kirow-Werker von
1989 kommen so jedes Jahr aus
dem gesamten Bundesgebiet zum
Familientreffen ans heimatliche
Pleiße-Wehr.

Nächste Folge: 6. Juni 2005 am
selben Ort, 
aktuelle Informationen unter
www.liebichs.de/kirow .

Unten: Die Initiatoren und Haupt-
Organisatoren v.l.n.r.: Elfriede
Blaurock, Gertraude Kandler, Re-
nate Michel, Rolf Schramm, Sieg-
fried und Renate Sallowsky, Jo-
hannes Hempel und Heidi Voigt
(verdeckt), Fritz Michel, Heinz Fey-
erabendt (unten), Klaus Puttrowait

TEXT UND FOTO: 
REINHARD LIEBICH

10 Jahre

Ehemaligen-Treffen der
Leipziger Kirow-Werker

Handwerk:

Kein Ende der Leidenszeit

Die FDP und die Sozialneider
Die Besserverdienenden, klassenkampfmäßig  organisiert
in der FDP, haben in Dresden getagt. Was sie „offensive
Programmdebatte“ nennen, um aus dem ihrem Bevölke-
rungsanteil gemäßen Stimmentief herauszukommen, stellt
alle Sozialabbau-Bemühungen der derzeitigen rot-grünen
Koalition in den Schatten. Logisch – die FDP ist schließlich
das Original. Sie ist sozusagen das Wirtschaftsinteresse in
Person. Weshalb Guido Westerwelle die gesetzlichen Ver-
sicherungen privatisieren und die „Neidgesellschaft in
Deutschland“ durch „eine neue, frische Anerkennungs-
kultur“ ersetzen will. Heißt: Die arbeitenden Neidhammel
sollen sich bitteschön daran gewöhnen, dass ihnen ihre Aus-
beuter nicht in aller Ewigkeit die Sozial- und Rentensys-
teme mitfinanzieren können. „Für eine freie und faire Gesell-
schaft“ – so denn die Überschrift zum Parteitags-Leitantrag. 
Ich würde gerne sehen, wer am 13. Juni sein Kreuzchen
bei der FDP macht – bloß, um nicht als neidisch zu gelten.

• M. WARTELSTEINER

Ein Lob, das schmerzt
Seit zwei Jahren läuft unter dem Namen „Poleposition“ ein
Projekt, das Arbeitslose der mitteldeutschen Region auf
das Einstellungsverfahren von BMW Leipzig vorbereitet.
Wer sich bewirbt (über www.jobimpuls.de), hat einen wah-
ren Hürdenlauf zu meistern. Bis Ende 2003 trafen 4100 Be-
werbungen ein. Nach Sichtung der biografischen Fragebö-
gen, Eignungstests, „Interviews“ und Prüfung im „Assess-
ment Center“ blieben 430 Bewerber im Rennen, nach  Prak-
tikum in Bayern 389. Davon wurden 377 ausgewählt und
schließlich 360 eingestellt – hauptsächlich im Bereich Fer-
tigung von BMW Leipzig. 31 Teilnehmer fanden eine An-
stellung in anderen Unternehmen der Region. Inzwischen
bewarben sich weitere 2800 Arbeitslose.
Als die Projektgründer vorige Woche diese Bilanz mitteil-
ten, hoben sie dreierlei hervor: die etwas gestiegene Zahl
von beteiligten Frauen, den Anteil der über 40-Jährigen und
– die fachlichen Qualitäten der bisher Erwerbslosen. Viel-
sagend ein Anruf aus einem bayrischen Werk, wo Bewer-
ber auf die spätere Arbeit vorbereitet werden: „Habt ihr
nicht noch mehr?“ Gemeint waren Fachkräfte vom Pole-
position-Projekt, herangebildet in der DDR.
Das Lob erfreute – und schmerzt zugleich. Macht es doch
bewusst, welche Potenzen dem Land infolge von Ausver-
kauf und Abriss der ostdeutschen Industrie verloren gin-
gen. Und zu welchen menschlichen Tragödien die Privati-
sierungspolitik der Regierung Kohl und der Treuhand ge-
führt hat.                                                      • G. BRAUN

Kindertag und Kindersklaven
Mehr als 100 000 Mädchen und Jungen werden laut inter-
nationaler Schätzungen jeden Monat weltweit verkauft.
Damit hat der Handel mit Kindern eine bestürzende Grö-
ßenordnung angenommen. Er stelle „eine moderne Form
des Sklavenhandels dar“ – so das Fazit einer Studie des
entwicklungspolitischen Kinderhilfswerks „terre des hom-
mes“, die pünktlich zum Internationalen Kindertag in Berlin
vorgestellt wurde.
Dabei betreffe Kinderhandel kaum mehr Einzelfälle, son-
dern geschehe prozesshaft zum Zwecke der Ausbeutung
durch Zwangsarbeit oder Prostitution. Ursache ist eine welt-
weite Verelendung, die immer weniger Familien ihren Kin-
dern sichere Obhut, geschweige denn materielle Sicher-
heit bieten lässt. In dieser schrecklichen Lage agieren
dann die  „Vermittler” und bieten relativ harmlos klingende
Auswege für minderjährige Familienmitglieder an. Tatsächlich
aber müssen die Kinder brasilianischen Regenwald abhol-
zen, auf westafrikanischen Kakaoplantagen schuften, in
thailändischen Bordellen Sextouristen zu Diensten stehen
oder die enorm gestiegene Nachfrage kinderloser deut-
scher Paare nach adoptierbaren Kindern bedienen, so „ter-
re des hommes“.
Auch der NATO-Krieg gegen Jugoslawien und die andauern-
de Besetzung des Kosovo beförderten das Geschäft mit
den Kindern. Bekannt ist, dass zahlreiche verschleppte
Mädchen KFOR-Soldaten in Bordellen zur Verfügung ste-
hen. Aktuell warnt „terre des hommes“ vor zunehmendem
Kinderexport von Albanien ins olympische Griechenland.
Seit 2001 führt „terre des hommes“ eine weltweite Kam-
pagne. Ihr Ziel: Der Handel mit Kindern muss als Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit anerkannt werden.     • MX

Ebenso wie die Arbeitsagentur
musste auch die Handwerkskam-
mer eine weitere Verschlechte-
rung der Geschäftslage bestätigen.
615 von 11 003 Unternehmen
reichten Antworten auf die Fragen
zur Frühjahrsanalyse ein. Damit
sind die Ergebnisse verlässlich.
Die geringe Aufhellung vom Vor-
jahr war nur eine kurze Sonder-
konjunktur, die aus der Beseiti-
gung der Flutschäden resultierte.
Durchschnittlich 21 Prozent schät-
zen ihre Geschäftslage als „gut“
ein; ein Prozent mehr als im
Herbst. Dafür beurteilen 37 Pro-
zent ihre Lage als „schlecht“ – ein
Anstieg von vier Prozent. Am
günstigsten schnitt noch das Me-
tallgewerbe mit 33 Prozent „gut“
und 22 Prozent „schlecht“ ab. Am
ungünstigsten ist die Lage im Ge-
werbe für persönliche Ausstattung
(Uhrmacher, Damen- und Herren-
schneider) mit 6 Prozent „gut“
und 50 Prozent „schlecht“.
Das Strohfeuer in der Baubran-
che wurde jäh gelöscht. Die
Punkte gingen um 14 Prozent ins

Negative – mit erheblichen Aus-
wirkungen auf die Beschäftig-
tenzahl. Sie sank von durch-
schnittlich 8,7 im Herbst auf 7,1.
Das bedeutet Personalabbau von
15 000 Mitarbeitern.
Infolge der schlechten Auftrags-
lage, der Zahlungskriminalität,
aber auch der gestiegenen Öl-
und Stahlpreise gaben 86 Betrie-
be auf, 52 davon wegen Insol-
venz.
Ungute Gefühle hegt Handwer-
kerchef Drischka beim Blick auf
die mittelfristige Finanzplanung
(bis 2008) für Investitionen der
bankrotten Stadt Leipzig, die von
ehemals 350 Millionen auf dürfti-
ge 34 Millionen zurückgefahren
werden. Auch daraus werden sich
bedenkliche Auswirkungen auf
die Kaufkraft der Bürger ergeben.
Solch miserables Zahlenwerk, wie
es die Frühjahrsanalyse darstellt,
hat in 40 Jahren DDR kein einzi-
ger Handwerker sehen müssen.
Dennoch darf weiter vom Wirt-
schaftswunder geträumt werden.    

• J. SPITZNER

Für einen Früh-
jahrsmonat wie
Mai ist der
Rückgang der
Arbeitslosigkeit
im Agenturbe-
zirk Leipzig gegenüber April
um 676 (0,1 Prozentpunkte) auf
73 543 recht bescheiden. Damit
ist die Tendenz in Leipzig noch
ungünstiger als in Sachsen und
ganz Ostdeutschland, die sich
wenigstens um 0,3 bzw. 0,4 Pro-
zentpunkte verbessern konnten
(Sachsen absolut auf 393 000).
Aber auch das muss man noch als
ausgesprochen frühjahrsmüde
bezeichnen. Leipzigs Arbeits-
agenturchef Dr. Meyer nannte für
die träge Entwicklung in Leipzig
vor alem zwei Gründe: die die
schwache Industrie, unbeschadet
der Ansiedlung von Porsche und
BMW, und die Schwäche der
Baubranche.
Der nach wie vor geringe Be-
stand und geringe Zugang von
freien Stellen lässt auch für die
nächsten Monate keine großen
Sprünge erwarten. ABM-und
Weiterbildungsstellen bewegen
sich weiter auf dem gegenüber
dem Mai des Vorjahres stark
abgesunkenen Stand (ABM
2003: 4029, 2004: 2678).
Auch vom Ausbildungsstellen-
markt kommen keine mutma-
chenden Nachrichten. Im Mai
waren 4676 der 7804 Bewerber
für einen betrieblichen Ausbil-
dungsplatz noch nicht versorgt.

• G. L.

Leipziger und sächsischer
Arbeitsmarkt im Mai

Anhaltend 
frühjahrsmüde
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Die Schrödersche Agenda
2010 markiert die tief-
sten Einschnitte in die

sozialen Sicherungssysteme seit
Jahrzehnten. Sie wird nach der
Methode „Teile und herrsche!“
Schritt für Schritt umgesetzt.
Schon die bisher in Kraft gesetz-
ten so genannten Reformen tref-
fen Menschen mit niedrigem
Einkommen besonders hart. Das
gilt für die Praxisgebühr sowie
die enorm gestiegenen Zu-
zahlungen für Medikamente und
Heilmittel. Mit der Entrichtung
des vollen Beitragssatzes für die
Pflegeversicherung sowie der
für 2004 verhängten Nullrunde
werden Ältere, die ihren Leben-
sunterhalt fast ausschließlich aus
den Zahlungen der gesetzlichen
Rentenversicherung bestreiten,
zusätzlich belastet. Und das ist
offensichtlich erst der Anfang,
denn weitere gesetzliche Bestim-
mungen, die zu einer Verschlech-
terung der Lebenslage von
Rentnern führen werden, sind
bereits auf den Weg gebracht. 
Obwohl es in den letzten Jahren
bereits erhebliche Belastungen
für Arbeitslose gegeben hat,
wird mit dem ab 1. Januar 2005
geltenden so genannten Hartz-
IV-Gesetz die Entrechtung von
Menschen, die eine Arbeit su-
chen, in einer Weise fortgesetzt,
wie es viele Betroffene bis heute
für unmöglich halten. Das mag
damit zusammen hängen, dass
in den Medien sowie in Par-
lamentsdebatten meist im Vor-
dergrund steht, welche zusätzli-
chen Belastungen durch die Zu-
sammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe auf die
Kommunen zukommen. Auch
die PDS ist der Auffassung, dass
den Kommunen angesichts kata-
strophaler Haushaltslagen keine
zusätzlichen Ausgaben aufge-
bürdet werden dürfen. Die säch-
sischen Kommunen rechnen
durch Hartz IV mit Ausgaben-
steigerungen von ca. einer hal-

ben Milliarde Euro im Jahr. Für
Leipzig wird mit mindestens 42
Millionen Euro gerechnet, was
allerdings an der untersten
Grenze liegen dürfte. Damit sind
die ursprünglichen Hoffnungen
vieler Kommunen, durch die
Zusammenlegung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe zu einer
spürbaren Entlastung der Haus-
halte zu kommen, wie eine
Seifenblase zerplatzt. Selbst
wenn es noch zu einer Aufsto-

ckung der Bundeszuweisungen
kommen sollte, wird es wohl
kaum zu einem völligen Verlust-
ausgleich kommen, zumal über-
haupt noch nicht sicher ist, ob
das Land die Bundesmittel auch
in voller Höhe an die Landkreise
und kreisfreien Städte weiter
reicht.
Viel wichtiger ist jedoch, welche
Auswirkungen Hartz IV auf die
betroffenen Menschen haben
wird. Die PDS rechnet in Sach-
sen mit einem erheblichen An-
stieg der Zahl derer, die in Ar-
mut fallen werden. Dabei ist es
zum gegenwärtigen Zeitpunkt
auch für uns kaum möglich, Vor-
aussagen bis ins letzte Detail zu
treffen. Nach wie vor nicht völ-
lig geklärt sind folgende Fragen:

! Wie viele Menschen werden
in Sachsen das künftige Arbeits-
losengeld II in Höhe von 331
Euro im Monat (plus Kosten für
Unterbringung) erhalten? Vor-
sichtige Schätzungen gehen von
etwa 300 000 Menschen aus. 

! Wie viele der etwa 180 000
Empfänger von Arbeitslosen-
hilfe werden in Sachsen An-
spruch auf Arbeitslosengeld II
haben? Da, wie bei der origi-
nären Sozialhilfe die Mitglieder
so genannte Bedarfsgemein-
schaften gegenseitig veranlagt
werden, dürften nicht wenige
bisherige Bezieher von Arbeits-
losenhilfe überhaupt keine Leis-
tungen mehr erhalten, weil das
Einkommen des Lebenspartners

(nicht nur des Ehepartners) her-
angezogen wird. 

! Wie viele bisherige Empfän-
ger von laufender Hilfe zum Le-
bensunterhalt beziehen künftig
Arbeitslosengeld II? Hier schei-
nen die Schätzungen, die auch
von der Leipziger Stadtver-
waltung vorliegen, sehr optimi-
stisch zu sein. Es besteht die
Hoffnung, dass von den gegen-
wärtig etwa 17 000 Bedarfsge-
meinschaften der Sozialhilfe nur
4500 auch weiterhin Sozialhilfe,
die künftig Sozialgeld heißt,
erhalten werden. Dass die Stadt
Leipzig mit einer so niedrigen
Zahl operiert, ist verständlich,
denn für die Zahlung des So-
zialgeldes ist ausschließlich die
Kommune zuständig. Ob diese
Schätzung jedoch den Realitäten
standhält, ist äußerst fraglich,
denn die Bundesagentur für
Arbeit, die für die Zahlung von
Arbeitslosengeld II zuständig ist,
hat sich selbst einen Sparkurs ver-
ordnet. So soll die Zusammen-

legung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe den Bundeshaushalt
um jährlich mindestens fünf
Milliarden Euro entlasten.

! Nach welchen konkreten Kri-
terien wird entschieden, wer ar-
beitsfähig ist und damit An-
spruch auf Arbeitslosengeld II
hat? Offiziell gilt als arbeitsfä-
hig, wer in der Lage ist, minde-
stens drei Stunden in der Woche
zu arbeiten. Es ist jedoch damit

zu rechnen, dass vor allem älte-
re Langzeitarbeitslose von den
Arbeitsagenturen nicht mehr als
vermittelbar eingestuft werden
und damit das von den Land-
kreisen und kreisfreien Städten
zu zahlende Sozialgeld erhalten
werden. Auf der anderen Seite
dürften beileibe nicht alle bishe-
rigen Sozialhilfebezieher im
arbeitsfähigen Alter als arbeits-
fähig eingestuft werden.

! Wie restriktiv werden die
Sozialämter bei der Anerken-
nung „angemessenen“ Wohn-
raumes für Empfänger von Ar-
beitslosengeld II sowie Sozial-
geld verfahren? Wer als Ein-
zelperson eine Wohnung von
mehr als 45 Quadratmetern hat
(bei 2 Personen 60 Quadratme-
ter), dem kann der Umzug in
eine kleinere Wohnung verord-
net werden, wobei es zunächst
ein halbes Jahr Bestandsschutz
gibt. Da die Kommunen die
Kosten für Unterkunft und Hei-
zung zu erstatten haben, dürften

sie die neuen Bestimmungen
wohl kaum ignorieren.

! Welche Auswirkungen wird
Hartz IV auf den Arbeitsmarkt
und die Kaufkraftentwicklung
haben? Mit diesem Gesetz ent-
stehen keine Existenz sichern-
den Arbeitsplätze. Mehr noch:
In Ostdeutschland ist eher mit
einer Vernichtung von Arbeits-
plätzen zu rechnen. Dafür gibt
es eine Reihe von Gründen:
Nach Angaben des sächsischen
Einzelhandelsverbandes wird
pro Jahr mit einem Kaufkraft-
verlust von 700 Millionen Euro
für den Freistaat gerechnet. Da-
mit dürfte die Existenz zahlrei-
cher Händler und Handwerker
bedroht sein. Auch die Bereit-
stellung von so genannter ge-
meinnütziger Arbeit durch die
Kommunen bringt Empfänger
von Arbeitslosengeld II zwar in
Beschäftigung, allerdings ledig-
lich zu einem „Stundenlohn“
von 1,25 Euro.

Für diese zu erwartenden
Einschnitte in die Lebens-
verhältnisse Hunderttau-

sender ist freilich die gegenwär-
tige Bundesregierung hauptver-
antwortlich. Allerdings waren
die Christdemokraten nicht nur
Geburtshelfer, sondern aktiv am
Zeugungsakt beteiligt. Deshalb
war es schon makaber, welch
große Krokodilstränen CDU-
Redner auf der Sitzung des
Sächsischen Landtages am 27.
Mai vergossen. Und geradezu
hohnsprechend klingt die An-
wort der sächsischen Sozial-
ministerin Helma Orosz auf
eine von mir gestellte Anfrage
vom 12. Mai diesen Jahres: „In
Anknüpfung an die bereits mehr-
fach zur Sozialhilfe vertretene
Auffassung geht die Staatsre-
gierung davon aus, dass allein
der Bezug von Grundsicherung
für Arbeitssuchende (gemeint ist
das Arbeitslosengeld II – D. P.)
nicht Ausdruck von Armut ist.
Durch Empfang der zustehenden
Leistungen soll Armut gerade
verhindert werden.“ 

Millionenfache Armut
als Motor für 

die Wirtschaft?
... und andere peinliche Fragen, denen sich eine menschenverachtende

Sparpolitik nicht stellt

Die Pfingstaktion der Leipziger PDS, ihre
Wahllosungen am Geländer des (bereits für
den Abriss gesperrten) Blauen Wunders
anzubringen, war ein voller Erfolg. Ord-

nungshüter waren erst nach den Feiertagen
wieder unterwegs und entfernten das Ärger-
nis. Denn das muss es gewesen sein, blieb
doch das CDU-Plakat hängen.      Foto: Märker

Von DIETMAR PELLMANN

... und beginnen gleich mit dem Zudecken der SPD – die FDP
ist eben so frei. Und die CDU, programmatisch eher schwach
auf der Brust, liebt Leipzig so sehr, dass sie hemmungslos ihre
Papptafeln auch an schöne alte Laternen hängt.      Fotos: Digger
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Am 24. Mai 2004 hatte sich auf Ein-
ladung der PDS-Hochschulgruppe
Leipzig einer der „Chefdenker“ der
PDS in der Aula der Alten Nikolai-
schule eingefunden: André Brie, Mit-
glied des Europäischen Parlamentes
und Bundeswahlkampfleiter, disku-
tierte mit anwesenden 35 jungen und
alten Gästen über die Veränderungen
der Hochschullandschaft in der Eu-
ropäischen Union, die mit dem Bolog-
na-Prozess seit 1999 in Gang sind. 

Hochschulpolitik wird auch im Zuge der
EU-Integration weiterhin unter national-
staatlicher Verantwortung gestaltet, nichts-
destotrotz wird mit dem so genannten
Bologna-Prozess die lobenswerte Inten-
tion verfolg, strukturelle Voraussetzungen
zu schaffen, die es Studierenden er-lau-
ben, grenzüberschreitend in Europa zu
studieren. Dies soll einerseits mittels der
Einführung europaweit einheitlicher Stu-
dienabschlüsse erreicht werden. Die bei-
spielsweise in Deutschland üblichen ein-

gliedrigen Studiengänge sollen langfri-
stig durch 2-Zyklen-Modelle (undergra-
duate und graduate) ersetzt werden (wie
es die in Deutschland schrittweise einge-
führten Bachelor- und Master-Studien-
gänge vorzeichnen). Weitere Ziele sind u.
a. die verstärkte Zusammenarbeit in Sa-
chen Qualitätssicherung, Anerkennung
von nationalen Studienabschlüssen.
Dem gesamten Bologna-Prozess ist ein
Leitgedanke implizit, der auch das Pro-
jekt Europäische Union massiv prägt: die
internationale Wettbewerbsfähigkeit zu
stärken sowie den weltweit mächtigsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum zu eta-
blieren. Im Bildungsbereich bedeutet das
die verstärkte Ausrichtung von Studien-

inhalten an Erfordernissen des Marktes.
„Empoyability“, der gezielte Erwerb von
arbeitsmarktbezogenen Qualifikationen,
wurde in der Bologna-Erklärung festge-
schrieben und wird durch das erwähnte
zweigliedrige Studienmodell intendiert.
So richtet sich die Kritik von Bildungs-
politikern auch gegen das qualitative Ab-
specken der Studieninhalte im Zyklus 1
(„undergraduate“) und gegen die erahn-
bare Einführung von Gebühren für den
zweiten Studienzyklus („graduate“).
Die hochschulpolitische Sprecherin der
PDS-Fraktion im Sächsischen Landtag,
Heike Werner, wies nach dem interessan-
ten Überblick des Europaabgeordneten
André Brie auf die Problematik der Um-

stellung der Studiengänge und -abschlüsse
in Sachsen hin: Neben dem orientierungs-
losen Agieren der Sächsischen Staats-
regierung bei der Konzipierung neuer,
europafähiger Studiengänge besteht die
Sorge, dass die „alten“ Diplom- und Ma-
gisterabschlüsse entwertet werden. Der
gesamte Umstellungsprozess ist natürlich
auch mit erheblichen Kosten verbunden. 
André Brie bestärkte die TeilnehmerIn-
nen, sich vor Ort für ein qualitativ hoch-
wertiges und allen kostenlos zugäng-
liches Bildungssystem einzusetzen, gera-
de in Zeiten, in denen allerorts über die
Einführung von Studiengebühren gestrit-
ten wird. Das in der Grundrechtecharta
der EU verankerte Recht auf Bildung darf
nicht nur hohle Phrase sein. Auch der
Liberalisierung des Bildungs„marktes“
auf internationaler Ebene müsse Einhalt
geboten werden. Bildung ist, nicht nur in
ökonomischer Hinsicht, das bedeutendste
Gut der Zukunft.

• JULIANE NAGEL

„Unser Heer“ in Leipzig

Mit Speck fängt
man Mäuse

Nur der Sachlichkeit halber: Es war 1990/91 für einen
DDR-Lehrer so ziemlich der schlimmste Vorwurf, seine
Schüler für den Dienst in der Nationalen Volksarmee
begeistert zu haben. Wie viele von den insgesamt 3500
sächsischen Lehrern, die von selbsternannten Bürger-
rechthabern  auf die Abschussliste gesetzt und letztlich
vor allem wegen ihres Werbens für eine ausgemachte
Armee des Friedens entlassen wurden, wird kaum noch
nachzuvollziehen sein. Der Fakt allein sollte allerdings
einem bundesdeutschen Englischlehrer wie Holm
Kämpfer zu denken geben. Gegenüber der  Leipziger
Volkszeitung jedenfalls macht er überhaupt kein Hehl
daraus, für eine Armee zu werben, die deutsche Wirt-
schaftsinteressen am Hindukusch verteidigt. 
Er habe mit seiner Bornaer Schulklasse den Wandertag
genutzt, um die in Leipzig erste Station machende mobi-

le Bundeswehrausstellung „Unser Heer“ (meins ist es
nicht!) zu besuchen. Am Tag mit dem zentralen Pro-
grammpunkt  „Scoolday" (tatsächlich so fetzig falsch
geschrieben) natürlich. Lehrer Kämpfer räumt ein, dass
das vorrangige Interesse seiner Klasse gewiss dem
schulfreien Tag gegolten habe. Aber aus Lehrersicht
stehe die Information über Ausbildungswege bei der
Bundeswehr im Vordergrund. So versichert er locker
und total staatsnah (der beinah noch üblere Vorwurf an
einen DDR-Lehrer): „Wir werden sicher in der Schule
mal drüber reden und dann sehen, wie die Schüler das
aufgenommen haben." Klar, man macht sich doch nur
Gedanken um die berufliche Zukunft der einem
Anvertrauten.
Die waren gewiss begeistert vom Wandertag. Röhrte
doch die blonde, langmähnige Yvonne Catterfeld eine
Stunde lang ins Mikrofon (so wie es an den anderen
Tagen eine gewisse Vanessa mit ihrer Band „Die
Zeugen des Sofas“ tat). Da hörte man sich anschlie-
ßend  gerne an, dass die Bundeswehr auch in diesem
Jahr über 20 000 Stellen, zum Teil sogar mit einem qua-
lifizierenden beruflichen Ausbildungsangebot, zu
besetzten hat. 
Denken  15-, 16-, 17-jährige Mädchen und Jungen, für

die ein Lehrberuf bereits den Rang eines Lottogewinns
hat, über alle Konsequenzen, über Krieg und Sterben,
über die wieder mal fällige Neuordnung der Welt oder
über verletzte Menschen- und Selbstbestimmungsrechte
nach? Wie kritisch lauschen sie einem buntdekorierten
Generalmajor Kather, Kommandant der 13. Panzergre-
nadierdivision, wenn der von seiner Verantwortung als
militärischer Vorgesetzter schwärmt und echt teutsch
versichert, seine größte Pflicht sei es, seine ihm unter-
stellten Soldaten so auszubilden, „dass sie jedes nur
erdenkliche Rüstzeug besäßen, Auslandseinsätze zu
meistern und wohlbehalten zurückzukehren“. 
Auslandseinsätze rechnen sich. Die vom Bund schieben
einen Haufen Kohle rüber, weiß ein schlacksiger junger
Mann und steuert zielsicher den nächsten Werber an.
Mit Catterfelds und Co. lockt man Mäuse. Aber erst mit
Speck fängt man sie – in mageren Zeiten wie den unse-
ren.
Übrigens: Zum „Scoolday“ hatte der Bund mit 40 Bus-
sen 1600 Jugendliche aus einem Umkreis von 50 Kilo-
metern herangekarrt – und weit und breit kein Bürger-
rechthaber und kein Oberschulamt, dass dem einen Rie-
gel vorgeschoben hätte.    

• MAXI WARTELSTEINER

Alles Bolognese 
Einheitliche europäische Studienabschlusse, aber auch qualitativ 

abgespeckte Studiengänge und womöglich Studiengebühren –
die Auswirkungen des Bologna-Prozesses auf die Hochschulen

Unsere Leserin Ilona Kieß-
ling, empört über die Auf-

märsche der „Freien Kamerad-
schaften“ unter dem Goebbels-
Jünger Worch, hat in der vori-
gen Ausgabe die Frage aufge-
worfen, ob nicht doch ein ju-
ristischer Weg zu finden ist,
neonazistische Demonstratio-
nen zu unterbinden. Offenbar
war es für sie ein regelrechter
Schock, während und nach der

Rückwende hautnah zu erleben (und nicht nur über
Medien zu erfahren), dass in der Bundesrepublik
Deutschland faschistische Organisationen frei agieren dür-
fen. Sie kann und will sich damit nicht abfinden.
Als die Regierungschefs der Sowjetunion, der USA und
Großbritanniens am 2. August 1945 in Potsdam die
Grundsätze für die Behandlung des besiegten Deutschen
Reichs vereinbarten – Frankreich schloss sich mit speziel-
len Vorbehalten fünf Tage später an –, legten sie u. a.
fest: Der „deutsche Militarismus und Nazismus“ samt
ihren Wurzeln sollen „ausgerottet“ werden; die übermä-
ßige Konzentration der Wirtschaftskraft in Gestalt von
Monopolvereinigungen der verschiedensten Art soll be-
seitigt, die Macht der Konzerne gebrochen werden; alle
nazistischen und militaristischen Organisationen werden
aufgelöst, ihre Wiedererrichtung in irgendeiner Form
sowie jegliche nazistische und militaristische Propagan-
da sind verboten; das politische, geistige und kuturelle

Leben soll von allen Erscheinungsformen nazistischer
und militaristischer Ideologie gereinigt werden.
Das waren klare, unmissverständliche Entscheidungen.
Meyers Großes Taschenlexikon in 24 Bänden (Mannhei-
mer Ausgabe) schreibt dazu: „Das Potsdamer Abkom-
men bestimmte die Deutschlandpolitik nach 1945 ent-
scheidend,“ – und weiter lakonisch: – „wurde aber infol-
ge des Ost-West-Konflikts und der deutschen Teilung

bedeutungslos.“ Da dokumentiert das Lexikon neben
dem historischen Vorgang zugleich die gängige, harmlos
klingende und doch so dreiste Rechtfertigung für die
„Erbsünde der Bundesrepublik“ (LN 10’04): den Bruch
des Potsdamer Abkommens im Westen Deutschlands.
Was gebrochen wurde, ist allerdings nicht aus der Welt.
Für politisches, auch juristisches Handeln bildet das ins
Völkerrecht eingegangene Abkommen eine wichtige
Grundlage, die jeder kennen sollte. Manchem Schulbuch
ist da nachzuhelfen!
Mit Bewegung las ich dieser Tage einen Aufruf von über
200 Persönlichkeiten, von Vereinigungen, Initiativen und
vom Flüchtlingsrat Berlin, in dem es heißt: „Mit der Ein-
stellung des Verbotsverfahrens durch das Bundesverfas-
sungsgericht haben die Umtriebe der NDP und des neo-
faschistischen Spektrums sichtbaren Auftrieb bekommen.
Die Neofaschisten zeigen herausfordernde Präsenz.
Das Gericht hat seine Entscheidung auf die ungeheuer-
liche und entlarvende Tatsache gegründet, der Inlands-

geheimdienst – der, so meinen wir, irreführend den Na-
men ,Verfassungsschutz‘ trägt – sei so weit mit der NDP
verstrickt, dass sich nicht mehr klären lässt, ob nicht auf
diese Weise der Staat selbst wesentlich für faschistische
Politik und Propaganda verantwortlich ist. ... Wenn
Naziaufmärsche nicht nur behördlich und/oder gericht-
lich erlaubt und polizeilich geschützt werden, sondern
darüber hinaus protestierende Antifaschisten kriminali-
siert und zu den eigentlichen Verfassungsfeinden erklärt
werden, ist aus staatlicher Tolerierung aktive Förderung
von alten und neuen Nazis geworden. Unerträglich und
nicht hinnehmbar ist die in deutschen Gerichten vor-
herrschende Haltung, auch faschistische Propaganda
sei ein vom Grundgesetz gesichertes und deshalb auch
durch Staatsgewalt zu schützendes Recht auf freie
Meinungsäußerung.“ In Wahrheit sei Faschismus kein
zu schützendes Gut, sondern ein Verbrechen – das sei die
Schlussfolgerung aus den Lehren von Krieg und Völ-
kermord mit 55 Millionen Toten.
Der Aufruf fordert die demokratische Öffentlichkeit auf,
sich den zunehmenden Umtrieben der neofaschistischen
Kräfte entgegenzustellen. Zugleich verlangt er „die rest-
lose Ausschöpfung aller gesetzlichen Mittel zur Verhin-
derung von Naziaufmärschen und -veranstaltungen“.
Organisationen, die die Verherrlichung des nationalsozia-
listischen Gedankenguts auf ihre Fahnen geschrieben
haben, seien gemäß dem antifaschistischen Auftrag des
Grundgesetzes zu verbieten.
Diesem Appell kann ich mich nur anschließen. Auch
wenn ich weiß, dass die Nachfolger der Monopolchefs,
die unter Hitler an Schalthebeln des Reichs standen, ihre
„Machtergreifung“ längst vollzogen haben. Dazu be-
durfte es nicht erst der Sturmabteilungen von Worch und
Co.                                            • GOTTFRIED BRAUN

Potsdam ist nicht
aus der Welt

SO SEHE ICH DAS
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LN. Am 25. Mai 2004 fand
im Ratsplenarsaal eine Ver-
anstaltung zur Kommu-
nalwahl „Auch Leipzig ist
weiblich!“ statt. Vertreter der
Parteien waren:
Margitta Hollick – PDS
Michael Koelsch – Bündnis
90 / Die Grünen
Peggy Liebscher – CDU
Christian Schulze – SPD
Eingeladen hatte eine Ge-
meinschaftsaktion von Leip-
zigerinnen, Frauenvereinen
und -initiativen. Vorausge-
gangen war, dass die Frau-
envereine zur Stadtratssitzung
„Alarm“ geschlagen hatten
und die notwendige Unter-
stützung durch die Politik ein-
forderten. Die Vereine hatten
allen Stadträten eine DVD
unter dem Titel „Nachge-
fragt“  übergeben – Ergebnis
einer Befragung Leipziger
BürgerInnen zur Stadtpolitik
und zu den Kommunal-
wahlen. – Ein tolles Film-
projekt im Rahmen der
AktionAlarm. Leipzigerinnen
.de
Die Politikerinnen und Po-
litiker im gut gefüllten Saal
waren sich einig: Die Stadt
braucht Fraueninitiativen
und -vereine. Allerdings
fand Michael Koelsch die Si-
tuation in Leipzig „auf gu-
tem Wege“. Frau Liebscher
war es zwar wichtig, „gute
Projekte“ zu erhalten, aber
sie müssten auf den Prüf-

stand. Nur die mit hoher
Qualität sollten auch weiter,
vielleicht sogar noch besser
gefördert werden. 
Kein Wunder, dass das die
PDS-Politikerin Margitta
Hollick anders sah. Sie ver-
wies auf die Notwendigkeit
für die Stadtverwaltung, end-
lich zu erkennen, dass För-
derung und Unterstützung

von Frauen eine übergreifen-
de Aufgabe aller Dezernate zu
sein hat. Infrastruktur in Leip-
zig heißt für Frauen Erhaltung
der Kindertagesstätten, Schu-
len in Wohnortnähe, keine
Änderung deren Öffnungszei-
ten, Erhaltung der Kinder-
und Freizeitzentren und vor
allem Sicherung der Arbeit
aller Frauenvereine. Nur die
Frauen selber hätten das
Recht einzuschätzen, wel-
cher Verein eine gute Arbeit
leistet. Wer betriebswirt-
schaftliche Kennziffern als
Maßstab heranzieht, weiss,
dass er Vereinslandschaft in
Frage stellt, mahnte Hollick. 

Frauenvereine, so wurde in
der Diskussion deutlich, ge-
ben Frauen Heimat, Sicher-
heit, Mut, sich den gesell-
schaftlichen Widersprüchen
zu widersetzen. Die Frauen
machten deutlich, dass zu
nötigen moralischen Unter-
stützung auch eine finanziel-
le Ausstattung gehört. Viel
wird  im Ehrenamt geleistet.

Doch wo bleibt das Recht
auf existenzsichernde Ar-
beit? Nicht alles in den Ver-
einen ist ehrenamtlich  zu
machen. Wen interessiert die
Selbstausbeutung in den Pro-
jekten und Vereinen? Unter-
bezahlung, Verzicht auf
Lohnangleichung ist für die
Arbeit dort selbstverständ-
lich. Mit Recht fordern sie
eine Mindestunterstützung
ein, die ihnen Sicherheit für
ihre Tätigkeit gibt.
Der  Stadtrat hat sich 2002
fast einstimmig zum Gender
Mainstreaming, zur Ge-
schlechtergleichstellung, be-
kannt. Das darf nicht nur ein

Bekenntnis zur Beruhigung
des Gewissens bleiben, so
Margitta Hollick.
Wobei: Die Herren Schulz
(SPD) und  Koelsch (Bündnis
90 /die Grünen) betonten
mehrfach, dass es in ihrer
Fraktion ja Frauen gäbe, die
für dieses Politikfeld ver-
antwortlich seien. Typisch
Mann. Dennoch gab es unter
den  anwesenden Frauen kei-
nen Aufschrei. Denn das ist ja
das Übel: Wer Frauenpolitik
an Frauen weitergibt und
glaubt, damit sei das Problem
gelöst, der hat die Gleich-
stellung nicht verstanden.
Wenn es aber die Politiker
nicht verstehen, wie soll es da
die Verwaltung umsetzen?
Interessant auch: Auf Antrag
der PDS-Fraktion war in die-
ser Wahlperiode zwar ein
Gleichstellungsbeirat ge-
wählt worden, aber leider
kein besser befugter Aus-
schuss. Dafür bekam die
PDS-Fraktion keine Mehr-
heit. Eine Anfrage während
der „Alarm“-Veranstaltung
dazu beantwortete Peggy
Liebscher: „Wenn sie (die
Frauenvereine), die CDU-
Fraktion von der Notwen-
digkeit eines Gleichstellungs-
ausschusses überzeugen,
dann wird die CDU-Fraktion
auch zustimmen.“ 
Leider versuchen das Frau-
envereine schon neun Jahre
vergeblich.  

Anzeige

Leipziger Frauenprojekte  und -vereine gehen in die
Öffentlichkeit

Auch Leipzig 
ist weiblich! Am 120. Geburtstag des Leipziger

Künstlers und antifaschistischen Kämp-
fers Alfred Frank legte der PDS-Ortsver-
band Leipzig-West (Grünau) Blumen im
Ehrenhain Taurusstraße nieder. Alfred Frank,
am 28. Mai 1884 im badischen Lahr gebo-
ren, wurde zusammen mit Gefährten seiner
Widerstandsgruppe am 12. 1. 1945 in Dres-
den hingerichtet „Heute würde er seinen Au-
gen und Ohren nicht trauen, könnte er se-
hen und hören, was in Leipzig wieder mög-
lich ist: Aufmärsche der Neonazis, rechte
Gewalttaten, Antisemitismus“, sagte Micha-
el-Alexander Lauter am Gedenkstein.
Im Quartiersladen des WK 7 würdigte an-
schließend Dieter Chitralla (BdA) das politi-
sche Wirken Alfred Franks. Mit einem Dia-
Vortrag brachte Angelika Wilhelm vom Stadt-
museum Wurzen das Schaffen des hochbe-
gabten Malers und Grafikers in Erinnerung,
das die Stadt Leipzig in den letzten Jahren
sträflich vernachlässigte.                       • gb

Alfred Frank: Frühstes Selbstporträt

Unvergessen:
Alfred Frank
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25. Mai
Dresden. Etwa 40 000 Landesbediens-
tete sollen entsprechend einem Kabi-
nettsbeschluss erneut auf Kontakte zur
DDR-Staatssicherheit überprüft werden.
Berlin. Alice Schwarzer spendet die in
der Fernsehsendung „Wer wird Millio-
när?“ gewonnenen 125 000 Euro für das
Plauener Projekt Karo, das im deutsch-
tschechischen Grenzgebiet gegen Kin-
derprostitution kämpft und dem EU und
sächsische Regierung eine weitere Un-
terstützung versagt hatten. 
27. Mai
Dresden. Schüler, Eltern und Lehrer –
unterstützt von PDS, SPD und Grünen –
fordern die finanzielle Besserstellung der
freien Schulen und ein Ende ungesetzli-
cher Benachteiligung.
31. Mai
Leipzig. In allen Regionalzügen der
Deutschen Bahn in Sachsen ist jetzt das
Rauchen untersagt.
Kamenz. Das Statistische Landesamt
meldet für 2003 mit 656 600 die niedrig-
ste Anzahl von Kindern unter 15 Jahren

seit 1991 und damit einen Rückgang um
36 Prozent.
1. Juni
Dresden. Ministerpräsident Milbradt
fordert von der Bundesregierung ein Pro-
gramm „Verkehrsprojekte Europäische
Einheit“ und kritisiert vor allem fehlende
Grenzübergänge für LKW.
Borna. Der Stadtrat lehnt mehrheitlich
eine Bewerbung für die Landesgarten-
schau im Jahre 2009 ab. 
2. Juni
Dresden. Ein Jahr nach dem Fund einer
Kofferbombe auf dem Hauptbahnhof
eröffnet das Landgericht den Prozess
gegen den mutmaßlichen Bombenleger
und Erpresser, einen hochverschuldeten
Finanzmakler aus dem Vogtland.
Görlitz / Hoyerswerda. In den Karstadt-

Kaufhäusern organisiert die Gewerk-
schaft Verdi Aktionen gegen drohende
Entlassungen.
Dresden. Die vier Vertreter der Opposi-
tionsparteien im Sachsenring-Untersu-
chungsausschuss verlassen die Sitzung
des Gremiums, nachdem die CDU-
Mehrheit die Vernehmung des Zeugen
Ulf Rittinghaus, früherer Sachsenring-
Chef, widerrechtlich abgesetzt hatte. 
3. Juni
Dresden. Sieben Parteien und Wähler-
vereinigungen – Grüne, CDU, SPD,
PDS, FDP, die Volkssolidarität und die
Freien Bürger – warnen vor dem „Natio-
nalen Bündnis Dresden“. Es vertrete
rechtsextremistisches, rassistisches und
antisemitisches Gedankengut. Sollte es
in den Stadtrat einziehen, seien Demo-

kratie und politische Kultur gefährdet. 
4. Juni
Prag. Ministerpräsident Milbradt berät
mit tschechischen Partnern über Mög-
lichkeiten zur Entspannung der seit An-
fang Mai drastisch verschärften Ver-
kehrssituation im östlichen Erzgebirge.
Zugleich vereinbarten die zuständigen
Ministerien, den Betrieb der „Rollenden
Landstraße“ am 19. Juni einzustellen. 
Dresden. Der Bau einer neuen Bundes-
straße von Quedlinburg nach Torgau ist
in den überarbeiteten Bundesverkehrs-
wegeplan aufgenommen worden, über
den im Herbst der Bundestag abstimmt.
Meerane. Der mit einer Jahresproduk-
tion von 930 Mwh Strom größte So-
larpark Sachsens geht offiziell in Betrieb.
Freital. Der älteste Mann Sachsens und
drittälteste Deutsche, Arno Wagner, fei-
ert seinen 110. Geburtstag.
5. Juni
Chemnitz / Dresden. Der FC Chemnitz
sichert seinen Verbleib in der Fußball-
Regionalliga, Dynamo Dresden macht
den Aufstieg in die 2. Bundesliga perfekt.

SSACHSENACHSEN-C-CHRONIKHRONIK
25. Mai bis 7. Juni

LN. Der DGB Sachsen hat be-
rechnet, dass die beabsichtigte
Kürzung der Arbeitslosenhilfe
auf Sozialhilfe-Niveau im kom-
menden Jahr landesweit einen
jährlichen Kaufkraftverlust von
mindestens 145 Millionen Euro
mit sich bringen wird. Wenn mit
der Einführung dieses Arbeits-
losengeldes II jeder 3. Arbeits-
losenhilfebezieher gar keine
Leistungen mehr erhält – so be-
sagen die Schätzungen –, würde
der Verlust sogar noch um 412
Millionen Euro höher sein. Ins-
gesamt 75 000 jetzige Bezieher
von Arbeitslosenhilfe erhalten
dann kein Arbeitslosengeld II,
weil entweder der Ehepartner

zuviel verdient oder Lebensver-
sicherungen oder sonstiges Ver-
mögen erst aufgebraucht wer-
den müssen. Je Monat habe ein
künftiger Arbeitslosengeld-II-
Empfänger 126,93 Euro weni-
ger zum Lebensunterhalt. 
Der sächsische DGB-Vorsitzen-
de Hanjo Lucassen äußerte dazu,
die Einführung des Arbeitslo-
sengeldes II lasse jegliche so-
ziale Balance vermissen. Eine
Verschiebung und eine gründli-
che Diskussion der Auswirkun-
gen sei notwendig. 
Die jüngsten Äußerungen der
CDU zu Hartz IV entpuppten
sich als populistische Schaum-
schlägerei, stellte Peter Porsch

(PDS) fest. Die CDU-Fraktion
hatte in der Aktuelle Debatte des
Landtags über „Auswirkungen
von Hartz IV im Freistaat Sach-
sen“ gegen „einen unhaltbaren
Zustand“ für Arbeitslosengeld-
empfänger und Kommunen po-
lemisiert, während Sozialminis-
terin Orosz (CDU) betonte, dass
auch die Arbeitsmarktreformen
der Agenda 2010 „ein erster
Schritt zu Revitalisierung der
sozialen Marktwirtschaft“ seien.
Und die CDU-Fraktion wies
auch einen PDS-Antrag zurück,
in dem eine Intervention gegen
die Agenda 2010 wegen ihrer
unsozialen Auswirkungen ver-
langt wird. 

Kaufkraftverlust in Sachsen
über 500 Millionen Euro

DGB Sachsen zur Kürzung der Arbeitslosenhilfe / PDS: Schaumschlägerei der CDU

Mit Luthers Hilfe 
LN. In der vorigen Woche
stellte der Spitzenkandidat
der PDS Sachsen für die
Landtagswahl, Prof. Dr. Peter
Porsch, „mit Unterstützung
von Dr. Martin Luther“ die „10
Gebote für attraktive Städte
und Gemeinden in Sachsen“
vor. (Text nebenstehend.) 
Die sächsische PDS will
damit kurz vor der Kommu-
nalwahl am 13. Juni auf den
dringenden Reformbedarf in
der Kommunalpolitik und im
Umgang der Regierung mit
den Kommunen aufmerksam
machen. 
Dr. Martin Luther wiederholte
seine schon 1545 getroffene
Feststellung: „Leipzig ist wie
Sodom und Gomorrha. Mit
Hurerei und Wucher über-
schüttet, darum kann’s ihnen
nicht wohl ergehen. Es ge-
schieht ihnen recht: Sie woll-
ten’s nicht anders haben. Ich
bin dagewesen, will nun aber
nicht mehr hinkommen.“ (Lu-
thers Tischreden, Bd.5, Wei-
mar 1883 ff.). 2004 hat er
Leipzig trotzdem wieder be-
sucht, das nicht nur mit der
Häme nach der missglückten
Olympiabewerbung, sondern
auch mit Skandalen zu kämp-
fen hat. 
Der PDS-Spitzenkandidat for-
derte ein „kulturvolles und
ökologisch grünes Sachsen,
in dem die Kommunen ihre
kommunale Selbstverwaltung
tatsächlich ausfüllen können,
und nicht aufgrund des feh-
lenden Geldes lediglich den
Mangel verwalten.“ 

LN. Zum Vorschlag von Minis-
terpräsidenten Milbradt, für den
Erhalt der sozialen Sicherungs-
systeme die Mehrwertsteuer zu
erhöhen, erklärte PDS-Frakti-
onsvorsitzender Peter Porsch, da-
mit sollten Einkommensschwa-
che ihre ohnehin abgesenkten
staatlichen Zuwendungen über

die Erhöhung der Mehrwert-
steuer noch selbst finanzieren.
Die PDS fordere eine Bürger-
versicherung unter Einbezie-
hung der Einkommen Selbstän-
diger, von Mieteinnahmen und
Zinseinkommen.
Laut SPD-Fraktionnschef Tho-
mas Jurk braucht Sachsen keine

„steuerfinanzierte Umvertei-
lung von Wohlstand“. Milbradts
Vorschlag, die nächste Stufe der
Gesundheitsreform durch eine
Mehrwertsteuererhöhung zu fi-
nanzieren, sei unsozial und
wirtschaftspolitischer Unsinn.
Die Zeche würden dann die
Geringverdiener, Sozialhilfe-
empfänger und Rentner an den
Kassen der Supermärkte zahlen. 

Sächsisch-tschechisch-
polnische

Kooperation
von links

LN. Auf einer Konferenz der
PDS-Landtagsfraktion mit pol-
nischen und tschechischen Par-
lamentariern linker Fraktionen
vereinbarten die Teilnehmer ei-
ne feste und dauerhafte Zusam-
menarbeit. Dem dient der abge-
schlossene Kooperationsvertrag
zwischen der PDS-Fraktion und
den Fraktionen der SLD-UP und
der KSCM in Parlamenten pol-
nischer bzw. tschechischer
Grenzregionen. Diese Vereinba-
rung wird ausdrücklich mitge-
tragen von den PDS-Bundes-
tagsabgeordneten und der Frak-
tion der KSCM im Abge-
ordnetenhaus des Parlaments
der Tschechischen Republik.
Der Vertrag ist eine Antwort auf
die gemeinsamen Herausforde-
rungen in der Euroregion nach
dem Beitritt Polens und Tsche-
chien zur EU. Die PDS setzte
damit ihre Überzeugung in die
Tat um, dass die europäische Ei-
nigung von unten aufgebaut
werden muss. Der Vertrag ist
eine Arbeitsgrundlage für grenz-
überschreitende Projekte, er
regelt Informationsaustausch
und gemeinsame Fortbildung.     

Die Mehrwertsteuer erhöhen?

! Ohne Moos nix los
1. Gebot: Kommunale Selbstver-
waltung braucht größere finanzielle
Spielräume. – Forderung: Wir wol-
len die längst überfällige Gemein-
definanzreform und stabile Zuwei-
sungen des Landes über den kom-
munalen Finanzausgleich.
! Kurze Wege für kurze Beine
2. Gebot: Bildung braucht wohn-
ortnahen und kostenlosen Zugang.
Forderung: Wir wollen den Erhalt
von Schulen und die kostenlose
Nutzung von Kinderkrippen, Kin-
dertagesstätten und Horten. 
! Eine andere Mitbestimmung

ist möglich
3. Gebot: Demokratie braucht ein-
facheren Zugang. – Forderung: Wir
wollen den vereinfachten Zugang
zu Informationen und die Ausnut-
zung und Anerkennung unter-
schiedlichster Beteiligungsformen.
! Stadt und Land – Hand in Hand
4. Gebot: Zugang zum öffentlichen
Leben braucht stärkere Vernetzung.
– Forderung: Wir wollen Bus und
Bahn aus einem Guss und das häu-
fig, ganztägig und barrierefrei.
! Global denken – lokal handeln
5. Gebot: Regionale Wirtschafts-
kreisläufe stärken eine nachhaltige
Entwicklung. – Forderung: Wir
wollen das wirtschaftliche Potential
der Regionen stärken. ... Wir setzen
uns für die Stärkung des Genossen-
schaftsgedankens ein.
! Sachsen braucht Kultur

6. Gebot: Kultur braucht Vielfalt
überall. – Forderung: Wir wollen
über ein unbefristetes Kulturraum-
gesetz traditionsreiche Kulturein-
richtungen erhalten, soziokulturelle
Projekte stärken und neue künstle-
rische Ansätze fördern.
! Grünes Sachsen – auch in Zu-
kunft
7. Gebot: Umweltpolitik muss vor-
sorgend und verursacherorientiert
sein. – Forderung: Wir wollen spar-
samen Ressourcenverbrauch be-
lohnen und Kommunalabgaben so-
zialverträglich gestalten.
! Gemeinsam stark
8. Gebot: Gesellschaft braucht
Solidarität. – Forderung: Gegen
Vereinzelung in der Gesellschaft
und Sozialstaatsdemontage wollen
wir einen neuen Gemeinsinn set-
zen, der Belange von Interessen-

gruppen (Vereine, Initiativen) wir-
kungsvoller mit kommunalen Leis-
tungsangeboten verknüpft.
! Sozial ist modern
9. Gebot: Soziale Politik muss Chan-
cengerechtigkeit sichern. – Forde-
rung: Wir wollen eine soziale
Grundsicherung für jeden, umfas-
sende medizinische Versorgung oh-
ne Praxisgebühren und Zuzahlun-
gen und bezahlbare Wohnungen.
! Von Arbeit muss man leben
können
10. Gebot: Arbeit muss Selbstver-
wirklichung und Existenzsicherung
ermöglichen. – Forderung: Wir
wollen Arbeit neu verteilen durch
kürzere Wochen- und Lebensar-
beitszeiten und Arbeit neu schaffen
durch breitere regionale Wirt-
schaftsförderung und einen öffent-
lichen Beschäftigungssektor.

Porschs 10 Gebote
für attraktive Städte und
Gemeinden in Sachsen



LEIPZIGS NEUE •  12 ‘04  •  11. JUNI 2004 REPORT •  7

„Es wechseln die Zeiten“, wusste
Brecht. Er hatte aus der Geschich-
te gelernt, dass die Pläne der
Mächtigen am Ende zum Halt kom-
men. Seine Worte werden oft zi-
tiert. Die unverwüstliche Gisela
May, am 31. Mai 2004 achtzig  Jah-
re alt geworden, wählte die Zeile
sogar als Titel für ihre kürzlich
erschienenen Memoiren.
Auch eine Landschaft wie die Col-
bitz-Letzlinger Heide nördlich von
Magdeburg, ein riesiges unbe-
wohntes Gebiet mit im Mai gelb
leuchtenden Ginstermeeren und
im September rot blühenden
Erikateppichen, mit Mischwäldern,
Kiefernforsten und Auelandschaf-
ten, erlebt den Wechsel der Zeiten.
Doch eins hat sich für diese einzig-
artige Landschaft seit den drei-
ßiger Jahren des vergangenen
Jahrhunderts nie geändert – sie
wurde immer als Truppenübungs-
platz missbraucht. 
1945 endete die Nutzung durch die
faschistische Wehrmacht und 1989
durch die Sowjetarmee. 

Unter der 50 000 Hektar großen Hei-
de lagern die Trinkwasserreserven
für über eine halbe Million Men-

schen, zahlreiche Biotope gehören zu den
landschaftsprägenden  Merkmalen. 
Im Jahre 1990 hatte sich der Landtag von
Sachsen-Anhalt deshalb fast einstimmig
für eine ausschließlich zivile Nutzung der
Heide ausgesprochen. Es war die Zeit der
Wende mit ihren Illusionen über grundle-
gende Veränderungen in Deutschland.
Seit 1993 aber rollen in der Heide wieder
die Panzer, stürmen Infanterieeinheiten
über das sandige Gelände, ertönt der
Lärm der Gefechtsübungen, wird Muni-
tion in Massen verschossen. In einem Teil
der Heide wurde 2001 das Gefechts-
übungszentrum Heer der Bundeswehr, im
militärischen Schriftgebrauch kurz
GefÜbZH, das größte und modernste Pro-
jekt in Europa für die Simulation von
Kriegsszenarien, in Dienst genommen.
Dort wird geübt für den Krieg außerhalb
des Territoriums der BRD. 150 000 Mann
sollen die gemäß Bundeswehrreform da-
für vorgesehenen Einsatzkräfte stark sein.   
Seit 1993 gibt es Widerstand gegen die
militärische Nutzung der Colbitz-Letz-
linger Heide (CLH). Er begann mit einem
Protestcamp von Naturschützern und
setzt sich seitdem an jedem ersten Sonn-
tag im Monat mit dem „Friedensweg“
fort, einer Demonstration zivilen Unge-
horsams durch bewusste Ignorierung von
Sperrschildern im Gebiet des Truppen-
übungsplatzes. Am 6. Juni 2004 hat in-
zwischen der 131. Friedensweg der Bür-
gerinitiative „Offene Heide“ stattgefun-
den, die sich von Anfang an für eine aus-
schließliche zivile Nutzung der Heide
und für ihre Ausweisung als Naturpark,
ähnlich dem Müritzgebiet, einsetzt. 

An erster Stelle seit je
Bundeswehrinteressen

1997 gab es eine grundsätzliche Verein-
barung zwischen dem Minister des
Innern von Sachsen-Anhalt und dem
Bundesminister für Verteidigung, den
sogenannten „Heidekompromiss“. Dieser
Vertrag war von Anfang an ein fauler
Kompromiss, da im Vordergrund die
Festschreibung der militärischen Interes-
sen der Bundeswehr stand und  viele
„Zugeständnisse“ an die Kommunen un-

klar oder nur als Absicht formuliert sind. 
Die wichtigste Festlegung wird in den
Punkten 1 und 2 ausgedrückt, wonach der
Südteil der Heide (3500 Hektar) späte-
stens im Jahre 2006 der zivilen Nutzung
zugänglich gemacht werden soll und die
Bundeswehr auf die militärische Nutzung
dieser Flächen ab diesem Zeitpunkt ver-
zichtet. Dieses Versprechen ist inzwi-
schen auch hinfällig, denn im November
2003 sprachen sich ausgerechnet Landtag
und  Landesregierung von Sachsen-An-
halt für eine Modifizierung des Heide-
kompromisses aus. Danach soll der Süd-
teil dauerhaft  der militärischen Nutzung
durch die Bundeswehr zur Verfügung
gestellt werden, wobei der Öffentlichkeit
die Möglichkeit eingeräumt wird, außer-
halb von Übungen den Südteil auf festge-
legten Wegen zu betreten. 
Wegbereiter dieses Vorschlages waren

nach offiziellen Verlautbarungen die An-
liegerkommunen des Heidegebietes, die
auf die Bundeswehr als starken Wirt-
schaftsfaktor in der Region nicht mehr
verzichten wollen. 

Kommunen  mit
Arbeitsplätzen geködert

Das ist der Knackpunkt der Auseinander-
setzung. Die Bundeswehr köderte die
Kommunen mit der Finanzierung des
Ausbaus der Infrastruktur, der Schaffung
von Arbeitsplätzen und der Erteilung von
Bau- und Beschaffungsaufträgen an die
regionale Wirtschaft und besonders an
mittelständische Firmen. Bisher wurden
die Versprechungen aber nur in geringem
Maße erfüllt. Von den angekündigten
1200 Arbeitsplätzen sind z. B. nur 300
realisiert.
Dagegen steht das vom wissenschaftli-

chen Beirat
des Förder-
vereins „Na-
turpark Col-
bitz-Letzlin-
ger Heide“ e.
V. ausgearbei-
tete Konzept,
das die Be-
deutung der
Heide als
Trinkwasser-
reservoir und
die Notwen-
digkeit eines
weiträumigen
Naturschutzes
begründet. 
Nach Ansicht
der Bürger-

initiative „Offene Heide“ würde die Reali-
sierung dieses Konzeptes zu einem bedeu-
tend größeren Wirtschaftsfaktor führen, als
er durch die Bundeswehr gegeben ist, ins-
besondere hinsichtlich der Arbeitsplätze.
Gewerbe, Land- und Forstwirtschaft,
Infrastruktur, Landschafts- und Natur-
schutz sowie Tourismus würden  davon
profitieren. Als Vergleich kann hier der
Nationalpark Bayerischer Wald dienen.
Die Chancen für die Durchsetzung des
Konzeptes sind allerdings gering, da für
seine Finanzierung  ganz einfach der poli-
tische Wille der Landesregierung und der
Bundesregierung fehlt.
Stattdessen werden Millionen Steuergelder
für Kriegsvorbereitung in den altmärki-
schen Sand gesetzt, die nur den Profit der
an der Aufrüstung beteiligten Konzerne
vermehren. Hinter der speziell zum Zwecke
der Bewirtschaftung des Gefechtsübungs-
zentrumes gebildeten „GÜZ-Management
GmbH“ stehen STN ATLAS Elektronik,
DASA Dornier und Diehl. 
Hier geht es also um die Interessen der
großen Konzerne der Bundesrepublik. 

Aufrüstung erhält
Gesetzesrang

Am 13.Juni 2004 finden die Wahlen zum
Europa-Parlament statt, das auf der
Grundlage einer Verfassung agieren soll,
deren Entwurf – für den auch die jetzige
Bundesregierung verantwortlich ist – sich
wie ein Programm zur Militarisierung der
EU liest. Aufrüstung erhält Gesetzesrang
(Art. I-40), Rüstungsforschung und -pro-
duktion sollen europaweit koordiniert wer-
den (Art. I-40) und  weltweite Kriegsein-
sätze, über die allein der Ministerrat der
EU entscheidet, sollen Mittel der Außen-
politik werden (Art. III-210). Die politi-
sche Begründung für diese Pläne liefert die
Bedrohung durch den Terrorismus,  ein
hervorragender Nebelvorhang für Pläne
zur Kontrolle über die Welt und Sicherung
der globalen Ressourcen. In dieser
Strategie hat auch der militärische Übungs-
platz Colbitz-Letzlinger Heide seine
Funktion. 
Der von der SPD-Führung in Vor-
bereitung der Wahlen zum Europäischen
Parlament strapazierte Slogan von der
„Friedensmacht“ Deutschland ist  reine
Demagogie. Das Land und die Menschen
werden die Folgen der militarisierten
Politik weiter schmerzhaft zu spüren
bekommen.  

Es ist was faul am
Heidekompromiss

Jüngster Vertrag zwischen Sachsen-Anhalts Regierung und der
Bundeswehr erlaubt militärische Nützung des Südteils der  Colbitz-

Letzlinger Heide in der Altmark.
Dabei war 1997 von der SPD-Regierung völlige zivile Nutzung der

Heide ab 2006 versprochen worden.

Von Manfred Bols

LN-Titelbild vom 25. März 1994. Damals bereits nannten wir
die Colbitz-Letzlinger Heide einen Testfall mit politischer Di-
mension und fragten: „Bestimmen Hardthöhe und Bundesre-
gierung, was Deutschland unter gewachsener internationaler
Verantwortung versteht, oder setzt die Bevölkerung ihren
Verantwortungssinn auf die Tagesordnung?“
Jetzt gab es mit der Vereinbarung zwischen der Bundeswehr
und der Regierung Sachsen-Anhalts  die für Deutchland  denk-
bar schlechteste Antwort auf diese Frage. 
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Missfelder und Co. haben der
Debatte über Generationen-
gerechtigkeit einen neuen bitte-

ren Beigeschmack verpasst. Sie haben
den Eindruck erweckt, die alte Gene-
ration würde auf Kosten der Jungen alles
verprassen.
Doch wie sieht denn die Realität aus? Die
durchschnittliche Rente im Osten beträgt
1061 Euro, für Frauen  635 Euro, und
jede zweite Frau muss hier mit weniger
als 450 Euro auskommen. Von Prasserei
und Völlerei kann da ja wohl keine Rede
sein.
Unter dem Deckmantel der angeblichen
Generationengerechtigkeit werden Unge-
rechtigkeiten innerhalb einer Generation
verschärft. Rentenversicherung „in Eigen-
verantwortung“ kann sich schließlich nur
leisten, wer genügend Geld hat. Einem
jungen Arbeitslosen nützt die Riester-
Rente nichts, weil seine Kohle sowieso
nur zur Deckung der laufenden Ausgaben
reicht.
Manche Menschen leisten Tätigkeiten, die
für die Gesellschaft notwendig sind, ohne
dass sich diese Arbeiten in Rentenpunkte
übersetzen lassen. Meine Großmutter z. B.
hat ein Leben lang geschuftet. Sie konnte
aber fast nie Vollzeit arbeiten, weil sie
alleinerziehend war und mehrere alte
Menschen pflegen musste. Entsprechend
mager sieht ihre Rente aus.
Ich meine: Jeder Mensch hat das Recht auf
ein Leben in Würde, jenseits der Armut
und ganz besonders im Alter! Deswegen
plädiere ich für eine Grundrente für alle,
unabhängig davon, wie viel Rentenpunkte
er oder sie sammeln konnte.
Natürlich wirft diese Forderung die Frage
nach der Finanzierung auf, ist doch die
Rentenkasse schon jetzt chronisch unter-
finanziert. Tatsächlich nimmt die Anzahl
der Erwerbstätigen und damit die der
Einzahler in die Rentenkasse ab. Die von
ihnen geleistete Arbeit aber wird von Jahr
zu Jahr produktiver. Insofern empfiehlt
sich gerade mit Blick auf die Rente die
von der PDS geforderte Abgabe der Un-
ternehmen in Höhe der Wertschöpfung.
Wenn wir schon über Generationenge-
rechtigkeit reden, dann bitte schön auch
konsequent. Gerechtigkeit zwischen Ge-
nerationen heißt auch unterschiedliche
gesellschaftliche Umstände zu berück-
sichtigen. Für die Generation meiner El-
tern war eine klassische Berufsentwick-
lung Usus. Ausbildung, Berufseinstieg
und dann jahrezehntelange Arbeit im ein-
mal erlernten Beruf waren gang und
gäbe. Heutzutage sind solche Erwerbs-
biografien immer seltener möglich. Das
beginnt damit, dass viele junge
Menschen keinen Ausbildungsplatz fin-
den, dass so manchen Hochschulabsol-

venten nur die Perspektive Taxifahrer
erwartet. Brüche in Erwerbsbiografien
treten immer häufiger auf. Infolgedessen
können immer mehr Menschen nicht
kontinuierlich Rentenpunkte sammeln.
Die junge Generation von heute darf im
Alter nicht dafür bestraft werden, dass die
Politik nicht in der Lage war, mit einer

Ausbildungsplatzabgabe genügend Aus-
bildungsplätze zu schaffen. Eine bedin-
gungslose soziale Grundsicherung für
jeden würde dem Wandel der heutigen
Arbeitswelt gerecht.
Eine Grundrente im Sinne einer solchen
sozialen Grundsicherung schafft ein Mehr
an Gerechtigkeit innerhalb der heutigen

Rentengenerationen, auch zwischen Frau-
en und Männern.
Also setzen wir uns für die Einführung
der sozialen Grundsicherung ein und sor-
gen wir damit für mehr Gerechtigkeit
zwischen verschiedenen Generationen
sowie für mehr soziale Gerechtigkeit
innerhalb einer Generation!

Die wirkliche
Generationengerechtigkeit

Von KATJA KIPPING

Fotos von Katja Kipping, 
PDS-Bundesvize und Abgeordnete
im sächsischen Landtag. 

Es ist schon paradox. Einerseits
wird alles schneller. Mikrowellen
erwärmen Speisen in Sekunden-
schnelle. Wäsche kommt in den
Trockner, anstatt mehrere Stunden
an der frischen Luft zu hängen.
Fahrzeuge fahren immer schneller.
Wir erledigen alles immer zügiger. 
Doch der Drang zur Beschleuni-
gung trägt unerfreuliche Früchte:
Zum Beispiel ist jeder vierte Unfall-
tote auf Sachsens Straßen Opfer
überhöhter Geschwindigkeit.
Auch vorm Tod macht die Be-
schleunigung nicht halt. Ein findiger
Unternehmer hat ein modernes
Grabkammersystem entwickelt, das
den Verwesungsprozess beschleu-
nigt und damit die „Ruhezeit“ auf
zehn Jahre senkt – effektives Flä-
chenmanagement eben.

Freunden und Freundinnen der
ENTschleunigung geht es nicht nur
um den alltäglichen Stress. Sie the-
matisieren die Auswirkungen der
Wachstumslogik auf unsere Umwelt
und unsere Gesundheit. Für den

Sozialwissenschaftler
Fritz Reheis wieder-
um ist der Entschleu-
nigungsdiskurs die
Grundlage seiner be-
sonders geruhsamen
Kapitalismuskritik.

Katja Kippings Fotos sind in diesem
Sinne Kunstwerke über die Freude
an der Langsamkeit (derzeit zu
sehen in der 4. Etage des sächsi-
schen Landtags).
Die hier abgebildeten Fotos ent-
standen in Kuba.

Ich lief durch das Dorf, wo meine Eltern Urlaub
machten, und sah einen Mann auf den Stufen vor sei-

nem Haus sitzen. Aus einem Hosenbein stakte nur ein
Stock. Die Krücken lagen neben ihm.
„Onkel, warum hast du nur ein Bein?”, fragte ich. „Es
war Krieg, mein Junge, es war Krieg“, sagte der Mann.
Mit dem Wort „Krieg“ konnte ich damals noch nicht
viel anfangen, war gerade mal fünf oder sechs Jahre
alt. Kannte nur die Sagen, wo irgendwelche Helden
irgendwelche Drachen umbrachten. Und kannte natür-
lich auch die Ruinen in Leipzig, als Spiel- und Aben-
teuerplätze.
Ich fragte meinen Opa da auf dem Dorf, und der
erzählte mir von Lappland, wo er im Zweiten Weltkrieg

stationiert war. Aber als ich die ersten geografischen
Kenntnisse hatte, träumte und schwärmte ich von
Lappland, dem flachen Land, vom Nordlicht, von der
Folklore ...
Opa winkte ab: „Mücken“, sagte er, „viele Mücken.“
Was er als „Mücken“ wirklich meinte, ahnte ich erst spä-
ter, als ich den Begriff „Blaue Bohnen“ intus hatte.
Und mein anderer Großvater, der als Freiwilliger den
Krieg an den Fronten vom ersten bis zum letzten Tag
mitmachte, erzählte nie etwas über den Krieg, schwieg
dazu, wenn er mal aus dem Westen zu uns zu Besuch

kam und Bananen und Schokolade mitbrachte, Jeans
leider nie, die hielt er für perverse Unkultur der Sieger-
macht USA.
Er schwieg zu deutscher Geschichte und Krieg, und
neugierigen Fragen folgte prompt ein Familien-Ärger-
nis. „Die sieht ja slawisch aus!“, kritisierte er ein Foto
von meiner Jugendfreundin. Zudem erkannte er sie als
Jüdin.
Und die in Leipzig stationierten Eltern der „Russen“-
Kinder, mit denen ich im damaligen Schönauer Park
spielte, die schwiegen auch; schenkten mir Konfekt.
„Du, Kamerad“. Und eine schwere Hand legte sich auf
meine Schulter.                                          

• E. FRITZ

Erinnerung

Augenblicke der Zeit
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Land sehen, endlich wieder einmal Land sehen! Und
das in jeder Beziehung.

Raus aus der Stadt, rein ins flache Land, eine halbe
Autostunde nördlich von Leipzig.
Durch Krostitz, wo man erst kürzlich Bier feierte, über
die Bahnschienen in Krensitz geholpert, noch einmal
Gas gegeben und schon ist man und frau in Düben.
Besser Bad Düben. Noch besser Stadt Bad Düben.

Schön gestalteter Platz vor dem Rathaus, wo man und
frau vor dreißig Jahren sich den Bund für den Ring ver-
sprachen, oder den Ring für den Bund fürs Leben oder
so ...
Nicht wieder zu erkennen, könnten man und frau den-
ken, weil die älteren Bäume fehlten, aber die neuen
Bäume wollen ja auch mal in den Himmel wachsen und
älter werden.
Stimmt denn das, mit den Gutachten über die alten, kran-
ken Bäume, die gar nicht krank waren?
Und gibt es die artesischen Brunnen noch, wo aus einer
unterirdischen Quelle das Wasser seit Generationen
munter ans Tageslicht sprudelte?
Ein paar Häuser fehlten.
Gut für uns und das Café Sprengler. Wir fanden Platz auf
dem riesigen Freisitz und waren’s zufrieden. 
Die Obermühle klapperte am rauschenden Bach.
Ein Verein hält die Mühle am Laufen. Besser am Klap-
pern. Und am Backen im Backofen. Mann und Frau
erstanden ein Fladenbrot und ein rundes Heidebrot. Die
Brote waren so heiß, dass sich die hübsche Müllerin

(oder war es die Tochter des Müllers, oder des Mühlen-
kobolds? Vielleicht auch die Tochter des Vorsitzenden
des Mühlenvereins oder einfach eine junge Dübenerin),
dass sich also diese ihre zarten, kleinen Hände ver-
brannte. Bevor man blasen konnte, zog einen die eigene
Frau schnell weiter. Mit Brot.
Die Mühle drehte sich, ein unterschlächtiges (nichts Un-
anständiges) Wasserrad trieb alle möglichen Räder, Wal-
zen und Elevatoren in drei Etagen an. Es scheint hier
alles in echt zu funktionieren.
Ganz im Gegensatz zur Bergmühle an der Burg Düben.

Die ist wohl am teuersten rekonstru-
iert worden (mit Mitteln von diesem
und jenem) – zur Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur.
Und danach ist es auch.
Wenn die regionale Wirtschaftsstruk-
tur auch so ist wie dieses Muster
ohne Wert, dann Gute Nacht, Marie!
Diese toll gestaltete Schiffsmühle wird
natürlich im trockenen Burggraben
nicht vom Wasser angetrieben, sondern
von einem ahistorischen Elektromotor.
Alles dreht sich umsonst. Während in
der halb zerfallenen Obermühle ein
wassergetriebenes Mühlrad einen be-
scheidenen Mühlenbetrieb ermöglicht,
wird in der staatlich finanzierten
Schiffsmühle elektrisch ein Musterbe-
trieb vorgeführt.
Wie im echten Leben?

Wie in der richtigen Wirtschaft?
Wenn erst alle Aktien verbrannt sind, das Geld nichts mehr
wert ist, jegliche kommunale Wirtschaft kaputt ist, alle
Wasserwerke an private Unternehmen in USA verscher-
belt sind, werden die meisten Bürger erkennen, dass eine
Schau-Mühle keine Förderung zur Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur braucht. 
Einer Wirtschaftsstruktur, die vorher systematisch
kaputtgemacht wurde.
Ein schönes Pfingstfest war das.
Man wird noch daran denken müssen ...

Mühlentag in NordwestsachsenVon WOLFGANG ANDERS

Die für den Mühlentag restaurierte Schiffsmühle auf der Burg Bad Düben
ist die letzte ihre Art in Deutschland.Einst war sie im Ortsteil Alaunwerk
auf der Mulde befestigt                              

Am 1. Januar kommenden Jahres
sollen die Regelungen zur Zumut-
barkeit der Arbeitsaufnahme ver-

schärft werden. Arbeitslose müssen dann
jeden Job zu fast jedem Lohn annehmen.
Einzige Grenze nach unten: die „Sitten-
widrigkeit“, und die liegt laut Bundes-
verfassungsgericht bei 30 Prozent unter
den ortsüblichen Löhnen. 
Dabei ist die Situation schon jetzt für
viele abhängig Beschäftigte und Arbeits-
lose an der Grenze des Erträglichen, wie
eine Telefon-Hotline des DGB offenbarte.
Unter dem Motto „Zeugen gesucht“ be-
richteten rund 500 Anruferinnen und An-
rufer von ihren bitteren Erfahrungen. Eini-
ge der Zeugen kommen hier zu Wort.

Für Überstunden – nichts 
Jürgen P. aus Halle ist 57 Jahre alt und
arbeitet als Fahrer im Status eines Sub-
unternehmers für ein Paketunternehmen.
Er kommt im Monat auf ein Bruttogehalt
von 980 Euro plus 250 Euro Auslöse.
Laut Vertrag hat er eine Fünf-Tage-Wo-
che mit 40 Arbeitsstunden, doch darf er
erst Feierabend machen, wenn alle Sen-
dungen ausgeliefert sind. So hat er vom
1. bis zum 31. März 2004 insgesamt 267
Stunden gearbeitet; für seine 83 Über-
stunden erhielt er keine Bezahlung. 

Nach Studium 250–400 Euro 
Vor einem Jahr hat die 25-jährige Frau R.
aus Berlin ihr Betriebswirtschaftsstudium
abgeschlossen. Seitdem hat sie über hun-
dert Bewerbungen geschrieben, aber le-
diglich Praktikumsstellen erhalten, bei de-
nen sie zwischen 250 und 400 Euro mo-
natlich für einen Vollzeitjob verdiente.
Den Großteil ihres Lebensunterhaltes be-
streitet sie mit einem Zuschuss der Eltern. 

Anwaltsgehilfin für 1000 Euro
Janina R., 21, aus Herne wurde vor einem
Jahr arbeitslos, nachdem sie ein halbes Jahr
in ihrem Beruf als Anwaltsgehilfin gear-
beitet hatte. In der Zwischenzeit hat sie
eine Weiterbildung abgeschlossen. Ein An-

walt in Gelsenkirchen bot ihr vor kurzem
an: 1000 Euro Monatsgehalt für eine 40-
Stunden-Woche plus Überstunden, 22 Ta-
ge Urlaub (24 sind gesetzlicher Mindest-
anspruch). Frau R. lehnte die unakzepta-
ble Offerte ab; ihr Ausbilder hatte ihr ge-
sagt, dass ein Stundenlohn von 9 Euro
brutto für Anwaltsgehilfen üblich sei. Der
Gelsenkirchener Anwalt schwärzte Jani-
na R. nach ihrer Ablehnung bei der zu-
ständigen Arbeitsagentur an. Glück im Un-

glück: Auch diese beurteilte das Angebot
als unzumutbar, so dass der jungen Frau
nicht das Arbeitslosengeld gesperrt wurde.

Kurier für 3 Euro pro Stunde
Nicole F. aus Baden-Württemberg ist ge-
lernte Hauswirtschafterin, fand aber in
diesem Bereich keine Arbeit. Deshalb
nahm sie einen Job als Kurierfahrerin für
einen Paketdienst an. Sie erhielt keinen
Arbeitsvertrag und musste ihr Privatauto
für die Lieferfahrten nutzen. Der Monats-
verdienst beträgt 400 Euro, was einem
Stundenlohn von 3 Euro entspricht.

Arbeitshetze bei 3,80 Euro
Herr und Frau S. aus Chemnitz arbeiten
als Reinigungskräfte. Sie kommt auf 3,80
Euro netto Stundenlohn, er auf 4,50, so
dass sie gemeinsam ein Monatseinkom-
men von 1050 bis 1100 Euro haben. Das
Unternehmen will nun die Stundenzahl
der Frau kürzen, so dass sie nur noch auf
350 Euro Verdienst käme. Gleichzeitig

üben die Vorgesetzten Druck aus, dass in
knapper Zeit ein vorgegebenes Quadrat-
meter-Soll gereinigt wird. Die Fahrtkos-
ten von rund 80 Euro monatlich zahlen
Herr und Frau S. aus eigener Tasche. 

5,70 die Stunde, nichts für
Überstunden und Nachtarbeit
Ursprünglich war der 53-jährige Hans-
Joachim P. aus Halle Kfz-Schlosser, spä-
ter Berufskraftfahrer. Nach 25 Jahren auf

dem „Bock“ konnte er diese Arbeit aus
gesundheitlichen Gründen nicht mehr
ausüben. Nun ist er als Technischer Haus-
wart für mehrere Objekte verantwortlich.
Er verdient 5,70 Euro brutto in der
Stunde und kommt monatlich auf 1060
Euro. Er muss Überstunden leisten, die
nicht bezahlt werden. Auch  Zuschläge
für Nachtarbeit und Urlaubsgeld erhält er
nicht. 

Zeitarbeitsfirmen werben
für Niedriglohnjobs

Herr T., mit einer Polin verheiratet, teilt
mit: Namhafte deutsche Zeitarbeitsfirmen
werben im polnischen Rundfunk Ar-
beitskräfte. Stundenlöhne zwischen 3,48
und 5 Euro werden geboten. 

In fünf Monaten 80 Euro 
Der 32-jährige Maurer Andreas K. aus
Wurzen erhielt in fünf Monaten keinen
Lohn; einmal überreichte ihm der Chef
„großzügig“ 80 Euro. Als er mit Kollegen

versuchte, den ausstehenden Lohn einzu-
klagen, meldete die Firma Konkurs an.
Herr K. erhält keine Arbeitslosenhilfe,
weil er einen gültigen Arbeitsvertrag hat.
Er lebt von Geld, das ihm seine Eltern
und Freunde geliehen haben. 

Unternehmen wollen
50 Prozent Zuschuss 

Günter W. aus Dessau, 62, war als stu-
dierter Arbeitsökonom jahrelang selb-
ständig. Mittlerweile arbeitslos, fand er
zwei Firmen, die ihn einstellen würden –
allerdings  unter der Voraussetzung, dass
sie 50 Prozent der Kosten als Zuschuss
erhalten. Die Bundesagentur für Arbeit
wollte nur 300 Euro zahlen. Damit zer-
schlugen sich beide Stellenangebote.
Stattdessen arbeitet W. jetzt als Aushilfe
bei einem Sicherheitsunternehmen, wo er
4,09 Euro brutto Stundenlohn erhält. 

Rund 400 Euro unter Tarif
Der 64-jährige Dietmar B. aus einer
bayerischen Kleinstadt arbeitet seit
anderthalb Jahren bei einer Spedition.
Für 248 Stunden monatliche Arbeit erhält
er 2000 Euro brutto – rund 400 Euro un-
ter Tarif. 

Lohnfortzahlung verweigert
Als geringfügig Beschäftigte auf 400-
Euro-Basis arbeitet Birgit S. im Ein-
zelhandel. Auch bei Vorlage eines  Attes-
tes verweigert der Arbeitgeber im Krank-
heitsfall die Lohnfortzahlung. Urlaub
gibt es nicht; stattdessen „dürfen“ Über-
stunden abgefeiert werden. 

Der Dreh mit der Befristung
Frank S., 34, aus Neckarsulm ist Schicht-
leiter in einem Industriebetrieb. Er erhält
9 Euro brutto Stundenlohn, die übrigen
Schichtleiter bekommen zwischen 5 und
8,50 Euro. In seiner Niederlassung wer-
den alle Mitarbeiter nur für ein Jahr be-
schäftigt. Nach einer Unterbrechung von
sechs Monaten stellt das Unternehmen
sie wieder ein. So reduziert es den Be-
stand an festen Arbeitskräften mit ent-
sprechenden Ansprüchen.

DGB-Hotline offenbart bittere Realität auf dem
Arbeitsmarkt

An der Grenze des
Erträglichen
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Werner Tübke durfte die
Vollendung seines Drei-
vierteljahrhunderts im Juli
nicht mehr miterleben. Mit
ihm verliert die Kunst
einen ihrer Begabtesten,
einen, der bereits zu Le-
zeiten im Olymp der
Schönen Künste residierte.
Der ehemalige Rektor der
Hochschule für Grafik und
Buchkunst (HGB) zählte
gemeinsam mit Wolfgang
Mattheuer (1927–2004)
und Bernhard Heisig  zu
den Stammvätern jener
Malerei, die heute als
Leipziger Schule bezeich-
net wird. Wer kennt nicht
sein monumentales Gemäl-
de im Panorama  der Bau-
ernkriegs-Gedenkstätte
Bad Frankenhausen –
Frühbürgerliche Revoluti-
on in Deutschland 1525 –,
einen der Höhepunkte sei-
nes künstlerischen Schaf-
fens, das Ergebnis einer
lang-jährigen Destillation
aus kunst- und kirchenhi-
storischem Wissen, aus alt-
meisterlichen Stilmitteln
und -techniken, für die er
berühmt war.. Es ist nicht
nur das im besten Sinne
Handwerkliche – die moti-
vische und maltechnische
Anlehnung an Renaissance
und Barock –, sondern
auch die souveräne Sym-
biose aus vordergründig
Historischem mit hintersin-
nig Gegenwärtigem, die ei-
ne Einordnung in bequeme
Schemata nahezu unmög-
lich macht. Dies gilt für

weite Strecken seines Ge-
samtwerkes. Und doch sind
es vor allem die inhaltlich-
methodischen Auseinan-
dersetzungen mit dem Ma-
krokosmos zeitnaher Weltge-
schichte wie in Die Le-
benserinnerungen des Dr. jur.
Schulze [mehrere Fas-
sungen], Arbeiterklasse und
Intelligenz, Bildnis eines sizi-
lianischen Großgrundbesit-
zers mit Marionetten, die
seine Verbundenheit mit der
progressiven Weltanschau-
ung manifestieren. Auch
wenn die letzten kunsthistori-
schen Schlachten noch nicht
geschlagen sind: Seine Bil-
der, Zeichnungen, Drucke
berühren  Herz und Verstand.
Heute wie früher. Früher wie
heute.                  • D. M.

Der Altmeister lebt im Herzen weiter
Zum Tod von Werner Tübke

Unmittelbar über den tan-
zenden Bauern hat sich
der Maler selbst darge-
stellt. Die große Palette ist
Zeichen seines Berufs.
Neben ihm sitzt hoch zu
Ross seine Frau mit einer
verlöschenden Kerze in
der Hand. Ganz oben je-
doch liegt ein Sterbender,
dessen Seele von einem
bösen Wesen geholt wird.
Nach eigenen Aussagen
Werner Tübkes ist auch
das ein Selbstbildnis.

Karl-Max Kober in: Werner
Tübke. Monumentalbild

Frankenhausen. 
Dresden 1989

Michail Glinka:

Zum 200. Geburtstag des
russischen Opernmeisters

Mit dem Namen des vor 200 Jahren am 1. Juni (neuen
Kalenders) im Gebiet Smolensk geborenen Michail
Glinka verbindet sich für die meisten Musikliebhaber
die Bezeichnung „Vater der russischen Musik“. Für
nach ihm geborene Komponisten wie Alexander
Rubinstein, Peter Tschaikowski, Modest Mussorgski,
Nikolai Rimski-Korssakow war er das große Vorbild.
Vor allem Iwan Sussanin (Ein Leben für den Zaren) und
Ruslan und Ludmilla übten als erste international
bedeutsame russische Opern Vorbildwirkung aus.
Impulse für diese Opern erhielt Glinka 1830/33
während seines Auslandsaufenthalts vor allem durch
Beethovens Fidelio und noch mehr durch Webers
Freischütz. Alexander Puschkin, Nikolai Gogel und
andere Schriftsteller begrüßten Glinkas Idee, eine Oper
mit betont russischem Sujet auf der Grundlage heimi-
scher Volksmusik zu schaffen.
Der siegreiche Kampf gegen zwischen 1607 und 1612
mehrmals eingedrungene polnische Eroberer mit dem
Bauern Iwan Sussanin als Volkshelden im Mittelpunkt
weckte 1836 bei der Uraufführung unmittelbare
Erinnerungen an den Kampf gegen Napoleon im Jahre
1812. Die russische Geschichte bildete von nun an eines
der Kernthemen der russischen Oper. Mit der Vertonung
von Alexander Puschkins Versepos Ruslan und
Ludmilla erschloss Glinka die Volkssage als zweiten
großen Themenbereich. 

• W. WOLF

Unwillkürlich lässt der Name Joachim
Herz eine Vielzahl von Opernereignissen
lebendig werden. Wer sie chronologisch
ordnen will, muss mit dem quickleben-
dig inszenierten Xerxes von Händel
beginnen und kommt bis zu György
Ligetis Le Grand Macabre und Siegfried
Katzers Das Land Bum-Bum. Im Mit-
telpunkt des rund 50-jährigen, uner-
schöpflichen Wirkens in Leipzig, Dres-
den, Berlin und im Ausland stehen die
Hauptwerke Mozarts, das Schaffen Wag-
ners, Hauptwerke von Richard Strauss,
die großen russischen Opern.
Von den bedeutenden Werken des 20.
Jahrhunderts inszenierte der Künstler
Leos Janaceks Katja Kabanova, Alban
Bergs Lulu, Sergej Prokofjews Krieg und
Frieden, Dmitri Schostakowitschs Opern
Die Nase und Katerina Ismailowa.
Aufstieg und Fall der Stadt Mahagonny
von Bert Brecht und Kurt Weill, Ben-
jamin Brittens Peter Grimes und Albert
Herring.
Entscheidend ist für Joachim Herz stets,
wie der tiefere gedankliche, szenische
und musikalische Gehalt erschlossen
werden kann. Die Leipziger Inszenie-

rung des Wagnerschen Bühnenfestspiels
Der Ring des Nibelungen bildet in der
50-jährigen Regiearbeit des Künstlers
einen Höhepunkt.
Auch in Bayreuth war der umfangreiche
Monolog des Loge, wie man den Ring
erlangen könne, kaum so hintergründig
und zugleich komödiantisch zu erleben
wie in Leipzig mit Günter Kurth. Ebenso
zwingend wurden die große Ausein-
andersetzung zwischen Wotan (Rainer
Lüdeke) und Fricka (Renate Härtel) im
zweiten Akt der Walküre, die dialogi-
schen Szenen wie Siegfrieds Auseinan-
dersetzungen mit Mime und die Wis-
senswette Wotans mit Mime gestaltet.
Das Erfassen der Vielschichtigkeit zeich-
nete jede Inszenierung des Künstlers aus,
führte zumal in Mozarts Hauptwerken zu
neuen Einsichten. So werden in der
Zauberflöte Probleme in der scheinbar
heilen Sphäre des Sarastro, menschliche
Züge in der meist abgrundtief böse
gezeigten Königin der Nacht aufgedeckt,
wird in Cosi fan tutte ein problemreiches,
nicht nur unterhaltsames Spiel getrieben.

• WERNER WOLF

Roland Schimmelpfennig ist
den Leipziger Theater-

freunden kein Unbekannter, war
doch seine Arabische Nacht
bereits vor Jahren am Schau-
spiel zu sehen. Damals war es
ein Mietshaus in einer heißen
Sommernacht, wo die menschli-
chen Aberwitzigkeiten verortet
wurden. Heute ist es ein Hotel.
Und wieder eine Momentauf-
nahme. Allerorten Schicksale.
Wahnsinn des Alltags. Durch-
reisende, verliebte Paare, Af-
fären, Gestrandete, Gealterte,

Gescheiterte. Sein zwischen Re-
alismus und Surrealismus
schwankendes Stück Vorher/
Nachher zeigt einen Ausschnitt
aus der Lebenswirklichkeit,
nimmt den Zuschauer mit in
Traumwelten und zwingt zur
Selbstreflexion, zur Selbstbe-
fragung. Da ist die kleine An-
gestellte, die sich einen Ge-
schäftsmann angelt, um wenig-
stens einmal auf der besseren
Seite des Lebens zu wandeln.
Dort ist der junge Fabrikerbe,
der Vaters Imperium an einen
Großkonzern verhökert, dem es
nur um den Markennamen und
nicht um die Produktionsstätte
geht. Ein paar Zimmer weiter
geht es um Liebe, Treue und
Betrug. Hinter dieser Vorder-
gründigkeit verbirgt sich ein
ganzes Konvolut aus Gegen-
wartskritik: Roland Schimmel-
pfennig zeigt die Dekadenz, die
Widersprüchlichkeit, die Klas-
senunterschiede.
Regisseur Boris von Poser lie-
fert in der Neuen Szene eine
handwerklich solide Arbeit ab,
hat ein Gespür für Stimmungen.
Er nimmt die Zuschauer mit auf
die Reise zwischen heiterer
Betroffenheit und ironischer
Apokalypse. Die neun Schau-
spieler haben es nicht leicht: Sie
müssen in knapp zwei Stunden
in über vierzig verschiedene
Rollen schlüpfen. Und es ge-
lingt! Besonders verwandlungs-
fähig und beeindruckend: Me-
lika Foroutan, Carolin Conrad
und Torben Kessler. Und einen
Extrablumenstrauß für Ellen
Hellwig.                      • D. M.

Joachim Herz wird am 15. Juni achtzig

Ein Regisseur unvergesslicher
Operninszenierungen

Wahnsinn 
des Alltags

auf der Bühne 
der Neuen Szene

Es gibt zweierlei
Barbaren: die
einen zerstören
Museen,
Bibliotheken und
Schulen, die
anderen
schließen sie.

REINHARD LOCHNER
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UNTERM STRICH

Die Jubelklänge zur „Osterweite-
rung“ der Europäischen Union
waren kaum verklungen, da konn-

te man in der Hamburger Wochenzeitung
„Die Zeit“ ein aufschlussreiches Dossier
lesen, das es wert ist, nicht so schnell ver-
gessen zu werden. Darin berichtet Ro-
land Kirbach von einer Gesellschaft na-
mens „Preußische Treuhand“, die aufge-
brochen ist – bekommt man schon nicht
die ganzen „Ostgebiete“ zurück –, zu-
mindest das „deutsche Eigentum“ zurück-
zufordern. Sie setzt dabei auf das Rechts-
system der EU. Chancenlos? Bekanntlich
ist im Kapitalismus nichts heiliger als das
Eigentum. Dementsprechend ist das
Recht gestaltet, nicht zuletzt jenes, nach

dem der Europäische Gerichtshof
„Recht“ spricht. 
„Dass ein Teil der vertriebenen Deut-
schen nun zu einer Art letzten Gefechts
um die alten Besitztümer ansetzt“,  hat
den jungen polnischen Historiker Krzysz-
tof Ruchniewicz – er leitet das Willy-
Brandt-Zentrum in Wroclaw – „nicht
überrascht“.  „Denn“, so zitiert Kirbach
ihn weiter, „das Klima dafür sei vorbe-
reitet gewesen durch die Debatten der
letzten Jahre, in denen sich die Deut-
schen vor allem als Opfer gesehen hätten.
Angefangen mit Günter Grass’ Novelle

,Im Krebsgang‘ (2002), die vom Tod Tau-
sender deutscher Flüchtlinge an Bord der
torpedierten ,Wilhelm Gustloff‘ handelt,
über die Bücher und Fernsehdokumen-
tationen zu den Bombardierungen deut-
scher Städte durch die Allierten bis hin zu
dem vom BdV (Bund der Vertriebenen –
ESCH) geforderten Zentrum gegen
Vertreibung, das in Berlin entstehen soll.
Von Warschau aus betrachtet, würde die-
ses Zentrum in Sichtweite des Holocaust-
Denkmals stehen – für viele Polen eine
unerträgliche Relativierung deutscher
Schuld.

Die Übernahme der deutschen Gebiete
hätten die Polen stets ,auch als Wieder-
gutmachung für die Verbrechen im Zwei-
ten Weltkrieg verstanden’, sagt der
Forscher Ruchniewicz und verweist
dezent darauf, dass die Vertriebenen kei-
neswegs nur Opfer, sondern auch Stütze
des Hitler-Regimes gewesen seien.  ,Über
50 Prozent der Deutschen in Pommern,
Ostpreußen und Schlesien haben die
Nazis gewählt, die Städte hier waren
Hochburgen der Nazis!’“
Deutliche Worte, über die so mancher
nachdenken sollte.

• ESCH
Das hier zitierte Dossier findet der Interessierte in
der „Zeit“ Nr. 23 vom 27. Mai. 

Polen, die Treuhand kommt!

Es geht um den Menschen, um den
Mann Rainer Maria Rilke, der
„einer der großen Dichter des 20.

Jahrhunderts“ war – das eingestandener-
maßen! – und der zugleich ein Liebender
sein wollte. Letzteres, um des Werkes
willen, nicht vermochte und so zu einer
Projektionsfläche von heute wird; unter
der Sammelüberschrift Rilkes Frauen
oder Die Erfindung der Liebe von
Gunnar Decker. Das journalistische Li-
teratur-Verständnis bedient das Publikum
seit einiger Zeit mit diesen und ähnlichen
Facetten. (Goethe, Richard Wagner, Tho-
mas Mann, Brecht – und nun auch Rilke.)
Auf einer Medien-Tagung wurde jüngst
festgestellt: „Immerhin kam dabei zumin-
dest in Halb- oder Viertelsätzen zur
Sprache, dass der Literaturbetrieb – das
von allen Anwesenden gescholtene
Feuilleton ebenso wie der Buchmarkt mit
seinem Kampf um die Gunst der Käufer –
Skandale und Skandälchen als Waffe im
Konkurrenzkampf nutzt. Dies wissen die
Autoren, dies wissen die Verleger, und
die Literaturkritiker wissen es wohl
auch.“ So ganz scheint der Verfasser sich
des am Ende betonten Blickwinkels
(s. o.) nicht sicher gewesen zu sein. Denn
wozu sonst diese Entschuldigung? Der
Leser – ich spreche für mich – wollte
schon nach den ersten Seiten das Buch
beiseitelegen. Tat’s dann doch nicht, weil
er meinte, den „Skandal“ benennen zu
müssen. Selbst auf die Gefahr hin, nun zu
langweilen, schlimmer: gar zu interessie-
ren, seien hier – keineswegs vollständig –
die Rilke zugedachten Attribute, und das
in ganz gegenwärtigem Jargon, aufgeli-
stet. Nach Auffinden von Brief- und
Gedicht-Zitaten ist man sodann schnell
fertig mit dem Wort und so mit dem
Urteil auch. Wir erfahren:
Rilke war ein Popstar, Ekstatiker, der das
Doping für seine Einbildungskraft
brauchte, eine Eismaschine, die Hitzebil-
der in Serie produzierte, ein Almosen-
empfänger in latenter Panik, Modema-
cher, Designer, kompletter Psychopath,
ein Aussteiger, ein Aufsteiger, raffinierter
Impotenzvortäuscher, ein Süchtiger, der
Frauen als Heimatersatz benutzte, ständig
die Dosis zu erhöhen hatte, weil seine
erotische Halbwertzeit maximal sechs
Wochen vorhielt, zeitlebens ein Mutter-
söhnchen, beinahe ein Gigolo, ein
Schlössertourist, ein lausig schlechter
Vater, auf jeden Fall ein gefühlsdrapierter
Zyniker, einer, der mit pubertärem Neid-
blick auf den Star Jesus und seine
Nonnen schaute, selbst auf dem Weg,
eine Diva zu werden, ein Seelen-
Exhibitionist, ein femininer Dichter unter
Männlichkeitsdauerbeweislast, einer, der
zuletzt masturbierte, mit der Frau in sich
lebte, ein routinierter Brieffabrikant, der
sich auf pubertäre Weise Erfüllungen
imaginiert, in theatralischen Liebes-

delirien, in zynischem Management eines
Parasiten, in Tücke, rücksichtsloser Be-
rechnung und Unaufrichtigkeit, schließ-
lich ein leichtgewichtiger Salonphilosoph
und Artist der Liebe.
Nun weiß man endlich Bescheid und will
von solchem Monster und was ihm sonst
anhängt: Dichtung, nichts mehr wissen.
Gottfried Benn, dem die Gestalt Rilkes
stets unsympathisch blieb – dergleichen
und Schlimmeres soll unter Künstlern
vorkommen –, widmete seinen 1925 er-
schienenen Gedichtband Spaltung jenem
noch lebenden Dichter mit der Inschrift:
„Herrn Rainer Maria Rilke, dem uner-
reichbaren deutschen Meister in Ehr-

furcht ...“ und bekannte 1949: „Diese
dürftige Gestalt und Born großer Lyrik ...
schrieb den Vers, den meine Generation
nie vergessen wird: ‚Wer spricht von Sie-
gen? Überstehn ist alles!’“
Zugegeben: Dem Verfasser ging es nicht
um das Werk, sondern um Rilkes Frauen
und dessen Erfindung der Liebe. Doch
wozu sollte das gut sein, wenn nicht letzt-
lich alle Bemühung zu diesem Werk hin-
führte und so den Menschen und den
Mann begreifbar machte, eine Dichtung
erahnen ließ, die aus einem tragischen
Daseins-Wissen entstand und gerade und
einzig deshalb uns angeht?

Und abermals zugegeben: Der Verfasser
weiß den Zwiespalt, in den er sich hin-
einbegeben hat. Schon das Motto des
Bandes nimmt eine Hofmannsthalsche
Warnung von 1927 auf, gleichsam in
Vorahnung all dessen, was künftig jene
„feindseligen nächstfolgenden Dezen-
nien“ erbringen werden: „diese vielen
schalen und oft so indiskreten Äuße-
rungen ... dieses verwässernde Geschwätz
... des läppischen Biographismus und
aller dieser Unziemlichkeiten ...“ Damit
hätte das Buch eigentlich schon am Ende
sein können ...
Zwiespalt auch dort, wo von Parasi-
tentum die Rede ist und zugleich dem

großen Dichter das Recht
zugesprochen wird, ohne
falsche Scham Geld for-
dern zu dürfen, die Ge-
sellschaft in die Pflicht zu
nehmen. Das wusste schon
der junge Beethoven, der in
genialischem Selbstbe-
wusstsein an einen Verleger
schrieb: „Es sollte nur ein
Kunstmagazin in der Welt
sein, wo der Künstler seine
Kunstwerke nur hinzuge-
ben hätte, um sich zu neh-
men, was er brauchte.“ Ei-
ne Utopie.
Seltsam. Wo es nicht ei-
gentlich Pikantes und Ent-
rüstenswertes zu finden
gibt, da wird man sachlich
und informativ. Das Bild
von Lou Andreas-Salomé
ist weitgehend zutreffend:
Rilkes einzige Liebe und
sodann lebenslange Freund-
schaft, die Darstellung von
Angela Guttmann bringt
eine andere Seite Rilkes
zum Vorschein (obwohl

man sich bei I. Schnack: Wer war Angela
Guttmann? Zu Rilkes Winter in Locarno
1919/1920 genauer hätte informieren
können.), die Gestalt der Lisa Heise wird
mit Bewunderung nachgezeichnet (ob-
wohl beider Briefwechsel flüchtig ge-
lesen und in Entscheidendem falsch inter-
pretiert; dafür das Nachwort extensiv
genutzt wurde.), der Dichterin Regina
Ullmann widerfährt Gerechtigkeit, damit
auch Rilke in seinem Beistand für sie,
und Marina Zwetajewa, die in Paris
lebende große russische Lyrikerin, ist
dem in der Schweiz schon todkranken
Rilke das hohe Zwiegespräch mit einer

Ebenbürtigen, eine tiefe Erschütterung
von Nähe in der Ferne. Da darf endlich
gesagt werden: Diese Begegnung ist
„wunderbarste Briefdichtung, ein
Hohelied auf die Liebe“.
Doch: in diesen Fällen ging es ja nicht
um jene so attributiv beschriebene Liebe.
Sie nimmt den eigentlichen Raum des
Buches ein, was – so Friedrich Sieburg –
als Anhäufung von Tatsachen ein Produkt
des Journalismus ist, der sich nicht kurz
fassen kann. So viel des Peinlichen,
Unterstellten, Vermuteten, nur um auf der
Linie des Skandalösen bleiben zu kön-
nen:
Rilkes Russland-Erlebnis ist mehr als ein

Kitsch-Bild, Stefan Georges Jünger hat
Rilke niemals sein wollen, die Mutter als
Ur-Bild des Engels der Elegien zu deu-
ten, ist grotesk, Die Sieben Gedichte von
1915 als schrecklich verdruckste Reime-
rei zu bezeichnen, entbehrt völlig der
Kenntnis von Siegfried Unselds verglei-
chender und feinfühlender Beschreibung
des Goetheschen Tagebuchs und eben
dieser Rilkeschen Strophen.
Natürlich weiß der Verfasser, dass Paula
Becker Rilke geliebt hatte, dass er mit
Sophie Liebknecht 1917 zumindest eine
kurze Romanze hatte, dass Sidonie
Nádherný von Borutin, die er 1920 in der
Schweiz wiedersah, seine frühere
Geliebte und dass die neunzehnjährige
Telegraphistin des Postamtes von Ragaz
1926 seine letzte Affäre war. Usw. usf....
An die Adresse des Verlages: Druckfehler
sind nicht zu vermeiden; deshalb sollen
sie auch nicht genannt werden. Doch an-
deres ist ärgerlich: Namen. Es muss
heißen: Ferruccio Busoni, Marianna
Alcoforada, Lotte Hepner, Dottor Sera-
fico, der Sphinx. 
Das Hölderlin-Zitat (!) lautet: „Was blei-
bet aber, stiften die Dichter.“ Verse, wer-
den sie fortlaufend gesetzt, müssen
Zäsurstriche erhalten; so entstehen (S.
161) im Zitat aus der Siebenten Elegie
neun (9!) Fehler. Die Literaturangaben
(S.309–312) sollten einheitlich sein, und
ein Bildnachweis ist immer noch üblich.
An einer Stelle des Buches ist die Rede
von spielverderberischen Philologen.
Möchte das Buch ein Spiel gewesen sein?
Nun, dann will ich durchaus der das Spiel
verderbende Germanist genannt werden.

• HORST NALEWSKI

Gunnar Decker: Rilkes Frauen oder Die
Erfindung der Liebe. Reclam Verlag
Leipzig 2004. 313 S. ,geb., 19,90 Euro.

Rainer Maria Rilke – ein Popstar?
„Gar nicht voyeuristisch oder denunziatorisch gemeint“

Rainer Maria Rilke. Unvollendetes Gemälde (Aus-
schnitt) von Paula Modersohn-Becker, 1905
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Vor 60 Jahren ermordet

Kurt Müller
Am Tage seiner Hinrichtung,
am 26. Juni 1944, schrieb Kurt
Müller an seine Frau: „Heute,
Montag, 15 Uhr, wird meinem
Leben ein Ende gesetzt. ... Soll-
ten die letzten Zeilen Dich noch
lebend erreichen, so bitte ich
Dich, sei nicht traurig, ich habe
dann alles überstanden.“
Schon vorher war seine Schwe-
ster, Ilse Stöbe, die als Kund-
schafterin für die Sowjetunion
tätig gewesen war, am 22. De-
zember 1942 hingerichtet wor-
den. Seine Mutter war im Janu-
ar 1944 im Frauenkonzentrati-
onslager Ravensbrück an den
Auswirkungen der schweren
Haftbedingungen verstorben.
Kurt Müller, von Beruf Tischler
und Mitglied der KPD, wurde
am 2. Februar 1905 in Berlin
geboren. Kaum war Adolf Hitler
Reichskanzler geworden,
schleppten ihn SA-Schläger in
einen ihrer Folterkeller und be-
handelten ihn grausam. Wieder
in Freiheit, nahm er auf vielfäl-
tige Weise am antifaschistischen
Widerstand seiner Partei teil.
Während des Krieges arbeitete
er eng mit dem Oberarzt Dr.
Georg Groscurth – später am 8.
Mai 1944 im Zuchthaus Bran-
denburg-Görden enthauptet –
und seinen Freunden, Antifa-
schisten bürgerlicher Herkunft,
zusammen. Er nahm an mehre-
ren Zusammenkünften ihrer Wi-
derstandsgruppe teil, knüpfte
Kontakte zu Personen und
Gruppen der KPD, half ihnen
bei der Vervielfältigung von
Flugblättern und übergab ihnen
antifaschistische Materialien.
Für von den Faschisten aus ras-
sistischen Gründen verfolgte
Menschen besorgte er geheime
Unterkünfte, um sie von der De-
portation zu bewahren.
Im September 1943 wurde Kurt
Müller verhaftet und im April
1944 zum Tode verurteilt.

• KURT SCHNEIDER

KALENDERBLATT

Im Jahr 1240 wurde die den
Leipziger Dominikanern ge-
hörende Klosterkirche St.

Pauli geweiht. Bis Ende des 15.
Jahrhunderts blieb sie baulich
nahezu unverändert. 1485 wur-
de das dreischiffige Langhaus
eingewölbt sowie ein Kreuz-
gang mit Empore errichtet, zwi-
schen 1517 und 1521 entstand
ein neuer dreischiffiger Hallen-
chor. Auf Befehl der sächsi-
schen Kurfürsten Moritz mußte
dieser jedoch 1546 wieder ab-
getragen werden, um die Wehr-
haftigkeit der Stadt zu erhöhen.
Der Chor wurde daraufhin flach
geschlossen und hatte an der
Außenfront zwei Strebepfeiler
und zwei Fenster. 
Seit 1709 fand in der Universi-
tätskirche der akademische Got-
tesdienst statt. Zu diesem
Zweck wurde der Bau ab 1710
repräsentativ umgestaltet: Als
neuer Eingang wurde ein West-

portal in barocker Gestalt ange-
legt, im Inneren baute man eine
Vorhalle und für den akademi-
schen Gottesdienst doppelge-
schossige Emporen ein. Wäh-
rend der Völkerschlacht bei
Leipzig diente die Kirche 1813
als französisches Lazarett und
Gefangenenlager. Die dadurch
entstanden Schäden wurden von
1814 bis 1817 beseitigt. Bei
dieser Gelegenheit erhielten die
neu verputzten Wände und Pfei-
ler einen silbergrauen Anstrich.
In einem Brief an das Kultusmi-
nisterium in Dresden berichtete
Albert Geutebrück 1835 über
den schlechten baulichen Zu-
stand der Kirche. Über der süd-
lichen Front sei das Dach so
verfallen, dass die dortigen Em-
poren sogar vermauert werden
mußten. Das Holzwerk über
dem Kirchenschiff sei nicht nur
verfault, sondern auch mit Ku-
geln aus den letzten Kriegen
durchlöchert. Die Dacheinde-
ckung sei durch verfallene
Dachfenster und alte verstockte
Dachlatten undicht, und da es
deshalb hineinregne, sei an eini-
gen Stellen das Kirchengewölbe
schon in Mitleidenschaft gezo-
gen worden. Da der Dachboden
vermietete Räume enthielt,
musste er zügig wieder herge-
stellt werden. Als Kosten wur-
den u. a. veranschlagt: für die
Dachreparatur 4391 Taler, für
die Reparatur des östlichen Gie-
bels 3627 Taler und für die Re-
paratur der restlichen Kirche
800 Taler.
Die Ausbesserungen und der
Umbau dauerten bis 1838. Das
Chorhaupt am Augustusplatz
wurde in seiner äußeren Gestalt
dem Augusteum klassizistisch
angepaßt und stellte künstle-
risch dessen Gegenstück dar.
Die Sockelzone der Kirche mit
rechteckigem Quaderputz hatte
dieselbe Höhe wie das Erdge-
schoß des Universitätshauptge-
bäudes. Darüber lag ein breites
Gesims, das an der Kirche als
Sohlbank für die vier Fenster
diente und parallel zum Gesims
über den Erdgeschoßfenstern
des Augusteums verlief. Die
Chorfassade war durch vier

Strebepfeiler mit Spitzbogen-
blenden gegliedert. Über der
Spitze des Bogens war ein An-
kerkreuz eingeschnitten.
Die Fassade enthielt motivische
Formelemente des Klassizis-
mus und der Gotik. Die hori-
zontale Betonung durch die
Geschoßaufteilung der Chor-
wand, in Angleichung an das
Augusteum, wurde ergänzt
durch die vertikale Tendenz in
der Mittelpartie der Chorwand
und in ihrer Giebelform. Die
Schauseite zum Augustusplatz
wirkte wie ein großes Portal.
Die Arbeiten im Inneren der
Kirche stellte Geutebrück vor-
erst zurück, bis die Reparaturen
am Dach und den Giebeln weit
genug fortgeschritten waren.
Bereits 1835 begann er aber mit
der Planung eines Denkmals für
den 1309 verstorben Markgraf
Dietzmann, dessen sterbliche
Überreste in der Paulinerkirche
aufbewahrt wurden. ...
Ende 1838 konnte Geutebrück
an das Kulturministerium mel-
den, daß der Umbau „eines
neben dem Altarplatz befindli-
chen Gewölbes zu einer Grab-
kapelle, behufs der Aufstellung
eines Denkmals für den Mark-
grafen Dietzmann bis zur inne-
ren Decoration vollendet“ sei.
Die alten Einbauten waren ab-
gebrochen, die ungleichen Mau-
ern ausgeglichen, und gegen-
über dem Eingang war ein grö-
ßeres Fenster, „in Form und
Verglasung mit dem zukünfti-
gen Zwecke des Raumes har-
monisierend“ eingebaut wor-
den. 
Der Eingang vom Altarplatz
war mit einer Gittertür verse-
hen, um eine freie Übersicht der
Kapelle zu gewährleisten – wo-
für in der Kirche das Pflaster 16
Zoll tiefer gelegt wurde. Was
noch fehlte, waren Wandmale-
rei und Sarkophag. Hierzu hatte
Geutebrück zwei Vorschläge
nebst Zeichnungen eingereicht:
ein Holzsarkophag mit abnehm-
barem Deckel („Hierbey wur-
den einfachere Formen berück-
sichtigt und Bildhauerarbeit
thunlichst vermieden“), ledig-
lich eine Inschrift soll auf den

Zweck hinweisen, oder aber ein
Steinsarkophag, „wie mittelal-
terliche Grabdenkmale mit
einem auf demselben ruhenden
Steinbilde des Markgrafen ver-
sehen“.
Die Kapelle im unteren Turm-
geschoß an der Südostecke des
Chores wurde nicht vollendet.
Für die sterblichen Überreste
des Markgrafen errichtete Ernst
Rietschel 1841 ein Hochgrab in
der Mitte des Chores.
Reichlich fünfzig Jahre später
fand man die Gestaltung von
Augusteum und Paulinerkirche
nicht mehr zeitgemäß. Die Fas-
sade der Kirche wurde als un-
würdig angesehen: weder ihrem
Rang als Universitätskirche
noch ihrer historischen Bedeu-
tung würde sie gerecht. Da au-
ßerdem Sicherungsmaßnahmen
vorgenommen werden mußten,
berief der Akademische Senat
eine Baukommission, die Ar-
wed Roßbach mit der Umge-
staltung beauftragte. Der Uni-
versitätsneubau sollte im Stil
der Neorenaissance ausgeführt
werden, die Kirchenfassade in
Neogotik. Diese „vollständige
stilgerechte Herstellung“ ent-
sprach den zeitgenössischen
Vorstellungen von einem „rei-
nen Stil“. Da die Kirchenfassa-
de (wie auch das Augusteum)
als „nicht erhaltenswert“ galt,
wurde sie 1897 abgebrochen.
Damit war die städtebaulich im-
ponierende Raumwand zerstört.
Statt eines aufeinander abge-
stimmten Bauensembles stan-
den nun zwei einzelne, stili-
stisch völlig verschiedene Ge-
bäude nebeneinander: ein Sa-
kralbau und der monumentale
Profanbau der Universität.
Im Zweiten Weltkrieg wurde
die Kirche – im Unterschied zu
vielen anderen Universitätsge-
bäuden – kaum beschädigt. Im
Zuge der Neugestaltung des
Universitätsgeländes wurde sie
1968 jedoch gesprengt. Heute
steht an ihrer Stelle das Haupt-
gebäude der Universität.

Birgit Hartung: Albert Geute-
brück. Baumeister des Klassi-
zismus in Leipzig. Lehmstedt
Verlag, Leipzig 2003. 144 S, 69
Abb. 14,90 Euro. Die Redaktion
dankt dem Verlag für die Ge-
nehmigung des Abdrucks.

Die Paulinerkirche
An den vor allem als Univer-
sitäts- und Stadtbaumeister täti-
gen Architekt Albert Geutebrück
(1801–1868), dessen klassizisti-
sche Bauten über einige Jahr-
zehnte hinweg zu denen gehör-
ten, die das Bild Leipzigs präg-
ten, erinnern heute nur noch das
einstige Königliche Palais in
der Ritterstraße / Ecke Goethe-
straße und der Große Blumen-
berg am Richard-Wagner-Platz.
Andere von ihm errichtete Ge-
bäude fielen dem Bauboom um
die Wende zum 20. Jahrhun-
derts, dem Zweiten Weltkrieg
und dem Neubau der Karl-
Marx-Universität zum Opfer,
darunter das Senatsgebäude,
das Augusteum, die Hauptpost,
die Deutsche Buchhändlerbörse
und die Sternwarte.
Aus der von Birgit Hartung ver-
fassten ersten Monografie über
Albert Geutebrück, die eine
wesentliche Lücke in den ar-
chitekturgeschichtlichen Anna-
len der Messestadt schließt,
stammt der nachstehende Bei-
trag zur Baugeschichte der Pau-
linerkirche, an deren mehrmali-
gem Umbau Geutebeck beteiligt
war. Im Unterschied zu nicht
wenigen Veröffentlichungen, die
der Baugeschichte dieser Kir-
che nicht gerecht wurden, be-
sticht die ungeschönte und
sachliche Sicht der Autorin.

K. SCH.

Der
Augustus-
platz.
Augusteum
und Pauli-
nerkirche
bilden vor
1897  städ-
tebaulich
eine Raum-
wand.

Fotografie
um 1890

Frauen in Buchenwald
Buchenwald, das Männer Kon-
zentrationslager, führte Anfang
1945 in seinen Listen mehr als
zehn Prozent Frauen, in den
Außenlagern  sogar mehr als 30
Prozent. Sie darbten als Skla-
vinnen in den Rüstungsbetrie-
ben. 
Dr. Irmgard Seidel forscht seit
Jahren über diesen von der Ge-
schichtsschreibung bisher wenig
wahrgenommenen Fakt. Am 2.
Juni stellte sie in der Rosa-
Luxemburg-Stiftung in Leipzig
Ergebnisse ihrer Arbeit unter
dem Thema „Die Frauenlager
des KZ Buchenwald und die
deutsche Rüstungsindustrie“ vor.
Vor allem ging es dabei um die
Zwangsarbeit in den Hasag-Wer-
ken Leipzig. Kompetente Ge-
sprächspartnerin war weiterhin
Charlotte Zeitschel von der Ge-
denkstätte Zwangsarbeiter Leip-
zig. Eine Ausstellung brachte
Zeitdokumente nahe.           • MX
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Ich hatte mir fest vorgenommen,
nie wieder über Leipzigs Olym-
piabewerbung zu schreiben. Die

Affäre schien endlich vorüber zu sein.
Die Organisationsgesellschaft und
ihre Filialen mussten noch ab-
gewickelt werden, aber in einer Ge-
sellschaft, in der die Insolvenzrichter
ständig Überstunden machen, schien
das kein Thema mehr zu sein. Dann
aber traf sich das Präsidium des
Nationalen Olympischen Komitees –
nicht in Leipzig, sondern in einer
attraktiven Villa am Berliner Kleinen
Wannsee – und hatte sich vorgenom-
men, noch einmal zu „untersuchen“
woran es gelegen hatte, dass Leipzig
schon in der Vorrunde ausgeschieden
war. Treffender wäre vielleicht „unten
suchen“ gewesen. Man kam nämlich
darauf, dass man Leipzig gar nicht
erst hätte vorschlagen dürfen. Da
heutzutage niemand mehr eine Ursa-
che sucht, sondern dafür eine Unter-
nehmensberatung engagiert, wurde
auch in diesem Fall eine „Consulting
mit der Prüfung des nationalen Be-
werber-Procederes und Leipzigs
internationaler Performance“ beauf-
tragt, wie die Berliner Zeitung direkt
vom Kleinen Wannsee meldete. 
Wie immer: Man verlor keine Silbe
darüber, was der Spaß kostet, wer ihn
bezahlt. Aber wir können guten Ge-
wissens versichern, dass dieses Geld
in jedem Fall denen verlorengeht, die
sich um den Sport in diesem Land
bemühen, um Kinder, die vielleicht
ein Rollerrennen bestreiten, Frauen,
die nicht nur ihrer Figur wegen Gym-
nastik treiben wollen und bisher keine
Halle fanden oder meinetwegen auch

einen Trupp älterer arbeitsloser Män-
ner, die jemanden suchen, der ihnen
das Fahrgeld zu einem Alte-Herren-
Turnier bezahlt. Nein, dieses Geld
steht vorerst nicht zur Verfügung,
aber sicher wird der mächtige Herr
Schily die Summe lockermachen, um
das Honorar für die „Consulting-
Firma“ bezahlen zu können. Mein
Geheimtip: Die sächsische PDS

besteht darauf, dass diese Untersu-
chung ausgeschrieben wird und
bewirbt sich dann mit einer Gruppe
erfahrener Organisatoren um den Job,
zahlt denen ein gebührendes Salär
und sichert mit dem Rest die Kasse
von LN im Hinblick auf Wahlkämpfe
und andere wichtige Anliegen. (Die-
sen Ratschlag liefere ich kostenlos!) 
Übrigens: Während die Olympia-
Weisen am Kleinen Wannsee ihre
Pläne schmiedeten, tagte im schönen
Miami der Vorstand der Internationa-
len Skiföderation und entschied über
die alpinen Weltmeisterschaften
2009. Im ersten Durchgang wurden
für einen Bewerber nur zwei der 15
Stimmen abgegeben, woraufhin der
augenblicklich ausschied. Dieser
Bewerber hieß Garmisch-Partenkir-
chen, ein Ort, der bekanntlich wie
Leipzig in Deutschland liegt, aber im
Gegensatz zu Leipzig schon Olympi-
sche Spiele arrangierte und obendrein
zahlreiche Ski-Weltmeisterschaften.
Eine halbe Million Euro hatte die
Bewerbung gekostet. Fragt mich
jemand, woher das Geld kam, würde
ich ihm antworten: Siehe oben.
Also: Vielleicht sollte auch mal je-
mand untersuchen, wie deutsche
Sportfunktionäre heutzutage andern-
orts auftreten. Dazu bräuchte man

nicht mal eine Consulting Company!

Ein anderes Thema. Als ich die-
ser Tage beim ND-Pressefest
mit Spotless-Büchern handelte,

kam jemand, gratulierte mir zu mei-
nem Taschenbuch „Olympische Epi-
soden“ und schenkte mir eine Auto-
grammkarte. Unter uns: Ich sammle
keine Autogrammkarten, aber die

habe ich so abgelegt, dass ich sie
jederzeit wiederfinde. Das Bild zeigt
Fußballtrainer Hans Meyer, und vor
dem habe ich enormen Respekt.
Nicht, weil er die alte Tante Hertha
vor dem Abstieg – und damit die
Hauptstadt vor einem Desaster – be-
wahrte, sondern wie er das getan hat.
Nachdem einer dieser Hoeneß-Brü-
der den Verein als Manager mit sei-
nen Einfällen in die Ausweglosigkeit
manöviert hatte, tat der in seiner Ver-
zweiflung einen Schritt, der in der
Hertha-Chronik für ewig und alle
Zeiten als Ausnahmeregelung ver-
merkt werden dürfte: Er holte einen
früheren DDR-Fußballtrainer. Und
der kam, sah, redete nicht viel, siegte
und ging wieder. Ließ nicht mit sich
über einen tollen Vertrag handeln,
verzichtete auf eine angeblich tolle
Gage und fuhr nach Hause. Zuvor
hatte er noch einigen Journalisten
Nachhilfeunterricht im Fragenstellen
und Fragenbeantworten gegeben. Als
sich zum Beispiel abzeichnete, dass er
Hertha retten könnte, lud man ihn
flugs ins ZDF-Sportstudio. Er ließ wis-
sen: „Quatschen können wir später
noch genug – wenn wir durch sind!“
Wieder „siehe oben“: Vielleicht gilt
das nämlich auch für Olympia- und
andere Bewerbungen …

Sportkolumne

Wie ich als
Unternehmens-

berater tätig wurde

Von
KLAUS  HUHN

TELESKOP
Kunstgeräusche

Also, ich meine jetzt nicht diese kreischende
Göre in der Ich-bin-blöd-Markt-Reklame, die
am Ende des Spots irgendwas brüllt, was nur
Wunderhörer verstehen können. Ich bin da sowie-
so hilflos. Da hilft nicht mal meine Phantasie. Und
die rettet mich sonst von früh bis abends, um Sätze
meiner Gesprächspartner zu vervollständigen.
Stocktaub wie ich bin, ist das sozusagen überle-
benswichtig. Meine Mikroelektronik im Ohr kann
zwar Unvorstellbares, aber halt doch nicht alles.
Ungetrübten Fernsehgenuss aber macht sie mög-
lich, und zwar mittels einer sogenannten Hör-
schleife unter meinem Sofa und einem kleinen
Schalter an meinem Hörgerät. 
Kurz gesagt, ich  kann die störenden Raumtöne
ausschalten und habe Fernsehton pur direkt auf
dem Trommelfell. Das funktioniert prima, wenn
auch nicht bei oben genannter Göre. Aber da
passen, wie ich erfragte, auch andere.  Mein
Fernsehgenuss klappte beispielsweise vorzüg-
lich, als ich mir jüngst Ingmar Bergmanns „Sze-
nen einer Ehe“ wieder einmal regelrecht rein-
zog. Himmel, was gibt es für Filme! Da reden
zwei miteinder – und man versteht jedes Wort.
Filmmusik ist eingesetzt, um Stimmungen anzu-
zeigen und nicht um die Sprechenden auf Teufel
komm raus zu übertönen. Dieser Bergmann hat
es nicht mal nötig – wenn Johan gerade wieder
ein Eheproblem unter den Teppich kehrt und zu
Marianne sagt, „aber wir essen doch sonntags
immer mit den Eltern. Mit deinen oder meinen“
– ein Düsenflugzeug über das Haus donnern und
dazu das Telefon klingeln zu lassen. Was ja noch
ein geringer Mitteleinsatz wäre, angesichts des-
sen, was Jungregisseure heute so an Trommel-
fell-Vernichtung parat haben.
Ehrlich, verstehen Sie die Dialoge in den Fil-
men, die uns die Programme jetzt so bieten? Ich
meine die neu gedrehten, die Serien und all den
Kram? Da unterhalten sich zwei im Auto – ein
wichtiges Gespräch, um den Fortgang der
Dinge zu erfassen. Aber das ahnt man nur. Denn
zur überlaut plärrenden Musik kommen sämtli-
che Fahrgeräusche, die ein modernes Auto
eigentlich gar nicht mehr zulässt. Gleichzeitg
klingelt mindestens ein Handy, während ein vor-
beirauschendes Auto hupt, falls nicht auch noch
zwei andere gerade geräuschvoll zusammenrau-
schen und die im Kofferraum eingesperrte Lady
laut gegen das Blech trommelt.
Das ist Kunst. Und die soll ja auch keiner ein-
fach bloß so verstehen.

• MAXI WARTELSTEINER



„Ich kann nicht Fuerstendiener
sein”, sagt in Friedrich Schillers
„Don Carlos“ ... Marquis von Posa
im Gespräch mit dem König. Auf des
Königs Einwände reiht der Marquis
Grund an Grund, um vielfach ver-
stärkt zu wiederholen: „Ich kann
nicht Fürstendiener sein.“
Von denen, die gegenwärtig in Thü-
ringen regieren, könnte das mit sol-
chem Nachdruck keiner sagen. Und
von den Abgeordneten des Landtags?
Zwar nicht: keiner. Aber doch nur

wenige. Denn durch einen am 4. Juli
2003 gefassten Beschluss haben sie
sich in ihrer Mehrheit zumindest als
Fürstenbediener erwiesen. In Ausfüh-
rung besagten Beschlusses waren bis
30. September 2003 zwei Millionen,
bis 28. Februar 2004 zweieinhalb
Millionen und sind bis 31. Mai 2004
elf Millionen Euro an die von Micha-
el Prinz von Sachsen-Weimar-Eise-
nach vertretenen Angehörigen bzw.
Nachkommen dieses Herzoghauses
zu zahlen. Und man darf bzw. muss
gewiss sein: Die Beträge – in der
Summe also 15,5 Millionen Euro –
werden bis zum Ende dieser Woche
pünktlich und vollständig überwiesen
worden sein. Fröhliches Pfingsten
der Feudalerben, wenn sie die in ih-
ren fürstlichen Schatullen sich drän-
gelnden Mäuse japsen, piepsen und
quieken hören.  ...
In einem in der Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung am 4. Mai 2004 veröf-
fentlichten Aufsatz zur Bodenreform,
in welchem nachgewiesen wird, dass
Eigentum weder „staatsfest“ noch
„geschichtsfest“ ist, schrieb Prof. Dr.
Joachim Lege: „Die Alteigentuemer
wollen von der Wiedervereinigung in
einer Weise profitieren, die über jedes
berechtigte Mass hinausgeht.” Fin-
den wir damit in verallgemeinernden
Worten ausgedrückt, was auch Mich-
ael Prinz von Sachsen-Weimar-
Eisenach persönlich verkörpert?

• KLAUS HÖPCKE, 
in: Junge Welt v. 29. 5. 04
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BEI ANDEREN
GELESEN

Leipzig ist enttäuscht – Olympia findet
woanders statt.
Es findet dort statt, wo Geld zu verdie-
nen ist. Die Spiele der kurzen Wege, was
soll das? Wenn der Sportler oder der
Zuschauer zu Fuß an die Sportstätten pil-
gern kann, kann das Kapital nichts ver-
dienen. Vor allem können die Hotelket-
ten nichts verdienen. Sie waren in der
Stadt nicht präsent, und Leipzig hatte ein
anderes Konzept, das passte nicht. Ohne
Moos nichts los. Olympische Spiele sind
heute Massenveranstaltungen, wo Geld
verdient werden muß. Die trügerischen
Vorstellungen, die Jugend der Welt trifft
sich, um im friedlichen Wettstreit die
Kräfte zu messen, die kann nur noch ein
Träumer haben. Sportler werden mani-
puliert (auch mit Doping), damit der
„Sponsor“ immer im Bild ist.
Was ist passiert? Da Deutschland offen-
sichtlich von vornherein keine reale
Chance hatte, die Spiele zu bekommen,
wurde Leipzig als Bewerberstadt gekürt.
Einige haben sich immens angestrengt
und den Traum geträumt, und sind jetzt
enttäuscht. Müssen sie nicht. Sie haben
sicher eine gute Arbeit geleistet, aber
auch sie wurden im Räderwerk der Poli-
tik und des Kapitals gewaltig vera.........!
So wie die Bürger der Stadt Leipzig und
den Vielen in Deutschland, welche
immer noch an Ideale glauben.
Schminkt sie Euch ab, die Ideale! In der
Welt des Geldes gibt es keine Ideale
mehr, hoffentlich haben das Einige nun
begriffen. Es sind ja bald Wahlen – auf
geht’s!              FRITZ DOST, LEIPZIG

Kürzlich besuchte ich in
der Herrmann-Meyer-

Str. 38, und zwar in den
Räumen des vom „Verein
älterer Frauen Sachsens e.
V.“ betriebenen Galerie-
cafés H & M, eine Ausstel-
lung mit dem Titel „Auf
dem Dienstweg“. Die Auto-
rin, Anette Seese, ist den
wenigen Spuren nachge-
gangen, die aus der NS-Zeit
von damals in Leipzig
lebenden Sinti und Roma
noch auffindbar waren. Es
entstand eine erschütternde
Dokumentation über das
Schicksal einiger Angehöri-
ger dieser Volksgruppe, ihre

Verfolgung durch die NS-
Behörden, das Verhalten der
deutschen Mitbürger und
die Deportation nach Aus-
chwitz.
Diese bis Juli zu besichti-
gende Ausstellung an der
Peripherie der Stadt ist
kaum bekannt, wird wenig
besucht, was um so bedau-
erlicher ist, als zwar über
die Verfolgung der Juden
viel berichtet wird, das
Schicksal der Sinti und Ro-

ma aber kaum bekannt und
zudem das Wissen über sie
mit vielen Vorurteilen bela-
stet ist. Daran ändert auch
die vor Kurzem aufgestellte
Skulptur an der Oper nichts.
Meines Erachtens ist diese
Ausstellung eine gute Gele-
genheit, Unwissenheit und
Vorurteile über die Sinti und
Roma ein wenig abzubauen.
Sie ist täglich von 10 – 16
Uhr geöffnet.  

CLAUS UHLRICH,LEIPZIG

Zu LN Nr. 10‘04: Jörgen-Schmidt-
chen-Weg ...

Ausgelöscht
Auf dem Schönefelder Friedhof in Leip-
zig wurde einst für den ermordeten Un-
teroffizier der Grenztruppen der DDR
Jörgen Schmittcheneine würdige Ruhe-
stätte errichtet.
Kaum war die sogenannte Wende voll-
zogen, tilgte man seinen Namenszug
und funktionierte diese Anlage zu einem
Urnengrab um. Damit wurde das
Andenken an Jörgen Schmittchen auf
diesem Friedhof ausgelöscht.

ERICH KÖHN, LEIPZIG

Feudale Mäuse

Sinti und Romas
einst in Leipzig

Olympia geht
dem Gelde nach

Vor einiger Zeit gab es durch junge PDSler
den Anstoß, durch eine interessante Veran-
staltungswoche sozusagen mehr große L,
das konnte heißen mehr LEBEN, mehr
LEUTE, mehr LACHEN oder zumindest
LÄCHELN, mehr LINKS überhaupt, aber
auch mehr LITERATUR in das Liebknecht-
Haus in der Braustraße, so auch in den
schönen anregenden Raum unters Dach zu
holen. Dieser Versuch ist nicht ganz ohne
anhaltende Folgen geblieben.
Die AG LISA konnte wiederholt dort zu
Lesungen mit den Schreibenden der FREI-
TAGSWERKSTATT/Verein DIALOG e.V.
einladen. Und diese Treffen nahmen wir
nun zum Ausgangspunkt einer kleinen Ver-
anstaltungsreihe, die monatlich, am letzten
Freitag ab 18 Uhr, unter dem Titel „Unterm
Dach. Literaturcafé am Freitag“ steht.
Im April stellte die Werkstatt  unter ihrer
Vereinsbezeichnung „Erzählen und Schrei-
ben“ ihre neueste Anthologie  „Leipziger
Rückspiegel. Literarische und publizisti-
sche Texte zur Stadt-und Regionalgeschich-
te“ vor. Im Mai  starteten wir die zweite
Variante der Reihe „Vorlesen und Zuhören“,
sie möchte Literaturfreunde zusammen-
führen, die schon immer einmal über ein
ihnen besonders wichtiges Buch, über eine
unbedingt zu verbreitende Publikation m i t
a n d e r e n  sprechen möchten. Drei LISA-
Frauen boten mit Textstellen aus Büchern
von Ephraim Kishon und Mahadma(?)
Gandhi  und Robert L. Hilliard ein erstes
Angebot. Das Gespräch folgte dringlich
und ohne Kunstpause. Wir hoffen auf wei-
tere mitgebrachte Überraschungen das

nächste Mal ...
Im Juli nun soll ein Abend mit dem Akzent
„Rezitieren und Korrigieren. Kleine Übungs-
stunde mit professionellem Ratschlag“ fol-
gen; da können Literaturfans aller Jahrgänge
überprüfen, ob sie Gedichte oder Texte ihrer
Passion ( oder Pflichtaufgabe), die sie lieben
oder vielleicht gerade besonders beschäftigen
müssen, auch gut, also verstehbar und wir-
kungsvoll, vortragen können. Es wird sich
dabei zugleich überprüfen lassen – denn beim
Vorlesen und Vortragen kommt es heraus! –
ob der Text  vom Vortragenden selbst schon
wirklich verstanden wurde.  
Luise Wilsdorf, in Leipzig vielfach tätig als
Regisseurin und Schauspielerin, wird diese
kleinen Übungsstunden mit professionellem
Ratschlag begleiten.
All dies wäre erfolgreich, wenn es  gelänge,
zahlreiche Lesende und Zuhörende aus
einem nur passiv-isoliertem Aufnehmen
von Literatur, aus einem nur anonymen
Begeistertsein über literarische „Begegnun-
gen“ herauszuführen. Gespräche über Lite-
ratur sind ja Gespräche über Leben ...
Nach einer Sommerpause im Juli und August
folgen im Herbst am
24. September, 18 Uhr: „Erzählen und
Schreiben.    Lesung und Begegnung mit der
FREITAGSWERKSTATT"
29. Oktober, 18 Uhr: „Vorlesen und Zuhö-
ren. Offener Lektüre- und Gesprächskreis“
26. November, 18 Uhr: „Rezitieren und
Korrigieren. Kleine Übungsstunde mitpro-
fessionellem Ratschlag“.

DR. CHRISTEL HARTINGER
(AUCH LISAFRAU)

Literaturgespräche unterm Dach?

Es ist Sonnabend morgen. Es regnet
in Strömen. 14 Uhr soll unser Kin-

derfest auf dem Gelände der Gaststätte
„Reudnitzer Terrassen“ beginnen. Kei-
ner der OrganisatorInnen glaubt in die-
sem Augenblick, was uns dann überra-
schen und erfreuen wird. 
Schließlich aber hat es doch aufgehört
zu regnen und die Gelegenheit, unser
Kinderfest mit Kind und Kegel zu
besuchen, wird zahlreich genutzt. Kei-
ner hat gezählt, aber es sind wohl mehr
als einhundert Kinder und Erwachse-
ne, die dunkle, drohende Wolken nicht
abschreckten.
Auf die Kinder warten viele Überra-
schungen. Ein Hüpfburg ist aufgebaut.
Die Kids können Eierlaufen, Sackhüp-
fen, auf Stelzen laufen, Topfschlagen
und vieles andere mehr. Zwei Musikan-
ten unterhalten die Anwesenden mit
stimmungsvollen Klängen.
Die Erwachsenen nutzen die Gelegen-
heit zum Plausch mit den anwesenden
Kandidaten für die Europa- und Kom-

munalwahlen u. a. Margitta Hollick,
Juliane Nagel, Cynthia Pfingst und
Ulf-Peter Graslaub. Es gibt viele Fra-
gen und viele Antworten . Irgendwann
gegen 17Uhr wollten wir dann Schluss
machen, doch überredeten uns die
Kinder und die Erwachsenen: „Ihr
könnt doch jetzt nicht einfach Schluss
machen.“ Doch irgendwann muss auch
ein Kinderfest einmal enden.
Wir sind vom Erfolg des Kinderfestes
überzeugt. Die Ergebnisse der am 13.
Juni stattfindenden Europa- und Kom-
munalwahl werden zeigen, ob wir
auch die Herzen der Erwachsenen
erreicht haben. 
Die Herzen unserer Mitglieder haben
wir auf jeden Fall erreicht, denn dank
der  Spenden von 192 Euro konnten
wir unser Fest überhaupt erst durch-

führen. Herzlichen Dank. 
Die OrganisatorInnen waren sich zum
Schluss einig, dass man in nächster
Zeit eine Neuauflage des Kinderfestes
durchführen könnte. 

GERD EILTZER, 
LEIPZIG

Mit Kind und Kegel
Kinderfest am 5. Juni der BO Anger-Crottendorf und Reudnitz-Thonberg

!
Die auf der POST-Seite von LEIPZIGS
NEUE veröffentlichten Leserzuschriften
können bei Wahrung ihres Sinnes ge-
kürzt sein.
Die geäußerten Standpunkte und Mei-
nungen müssen nicht unbedingt mit
denen der Redaktion übereinstimmen.

Die Redaktion

Anzeige
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VERANSTALTUNGEN

Mittwoch, 16. Juni, 19 Uhr, Dresden
Buchvorstellung: Rosa Luxemburg und die Künste. Mit dem Autor
Prof. Dr. Erhard Hexelschneider, Leipzig
„WIR AG“, Martin-Luther-Str. 21
Mittwoch, 16. Juni, 18 Uhr, Leipzig
Buchvorstellung: Eine Partei gibt sich auf. Wie die PDS wurde, was sie
ist. Wo steht sie heute, und wo liegt ihre Zukunft? Mit dem Autor Prof.
Dr. Ingo Wagner, Leipzig. Moderation: Prof. Dr. Kurt Schneider  
Harkortstr. 10 
Donnerstag, 24. Juni, 17.30 Uhr, Leipzig
Politischer Strukturwandel in der Ukraine. Mit Prof. Dr. Manfred
Schünemann, Berlin. Kostenbeitrag 1,50 Euro ***
Harkortstr. 10 
Freitag, 25. Juni, 19 Uhr–Sonnabend, 26. Juni, Freiberg
Konferenz Grundeinkommen statt Sozialabbau in Deutschland und
Europa – Wege und Ziele. Mit Uta Rensch (OB Freiberg), Ronald
Blaschke, Michael Opielka (ISOE), Katja Kipping (MdL) u. a. . In
Zusammenarbeit mit Sächsische Armutskonferenz, Meinung und
Trend – Sächsisches Zentrum für angewandte Sozialwissenschaften,
Kommunalpolitisches Forum e. V., ag betrieb & gewerkschaft  ***
Pi-Haus, Beethovenstraße  
Freitag, 25. Juni, 19 Uhr–Sonnabend, 26. Juni, Töpeln
Probleme junger Menschen in der aktiven Kommunalpolitik –
Wahrnehmen und wahrgenommen werden von den Medien. Refera-
te, Diskussionen, Übungen, Rollenspiel. Für junge Politiker aus
Sachsen, Brandenburg, Thüringen, ca. 15 Teilnehmer  ***
JBW Dresden, Kommunalpolitisches Forum Sachsen und Rosa-
Luxemburg-Stiftung. Teilnehmerbeitrag 10 Euro. Anmeldeschluss
15. 6. 2004. Kontakt: kontakt@jugendbildungswerk.de 
Töpelmühle, 04720 Töpeln

*** Die Veranstaltung wird gemeinsam mit der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung, Gesellschaftsanalyse und politische Bildung e. V. durchgeführt.

Die Veranstaltungen sind für jedermann offen

Überraschend, wie anschaulich
ein Gegenstand museal darge-
stellt werden kann, bei dem es
zunächst so gut wie nichts zu
sehen gibt: Blütenstaub. Model-
le in tausendfacher Vergröße-
rung, Mikroskope und Schauta-
feln vermitteln den Zugang zur
Welt der Pollen, die durchaus
nicht nur für Botaniker von In-
teresse sind, wie die Ausstel-
lung veranschaulicht.
Allergiker fürchten die Pollen,
weil sie das Immunsystem von
Menschen angreifen und Er-
krankungen der Atemwege und
der Nasennebenhöhlen verursa-
chen. Auch Tiere sind ihnen
ausgesetzt. Pollenanalysen er-
möglichen die Diagnose von
Allergien und sind Vorausset-

zung für die Entwicklung von
Gegenmitteln. 
Aber auch für Archäologen und
Geologen sind die artenspezi-
fischen Pollen von Interesse als
Hilfsmittel zur Datierung natur-
und kulturgeschichtlicher Vor-
gänge. Da sie über Jahrtausende
umweltresistenent sind, können

die u. a. bei Bohrungen in Moo-
ren, in Seen und Höhlensedi-
menten zu Tage geförderten
Kleinfossilien Auskünfte geben
über Klima, Vegetation und
frühgeschichtlichen Ackerbau. 
Die Sonderausstellung, die das
Naturkundemuseum zeigt (noch
bis zum 15. August), wurde im
Institut für Vor- und Frühge-
schichte der Universität Kiel
und dem Institut für Dithmar-
scher Vorgeschichte in Heide
(Schleswig-Holstein) konzipiert
und bereits in mehrern Städten
Westdeutschlands gezeigt. In
Leipzig ist die Professur für Ur-
und Frühgeschichte der Univer-
sität an der Präsentation betei-
ligt. Die Ausstellung wird be-
gleitet von einem öffentlichen
Kolloquium zur „Anwendung
archäobotanischer Verfahren in
der ur- und frühgeschichtlichen
Archäologie“.                 • G. L.

Sonderausstellung im Leipziger Naturkundemuseum

Pollen in Medizin und Archäologie

SZM
Stadtteilzentrum Messemagistrale

Straße des 18. Oktober 10a

17. 6., 19 Uhr, Lesung mit Christa
Gottschalk: Die unwürdige Grei-
sin (B. Brecht), Eintritt: 4,50 Euro

Theatrium
Leipzig, Miltitzer Allee 52

16. 6., 10 und 20 Uhr, Haus
Steinstraße: Spoonface Steinberg
– ab 15 Jahre
18. und 19. 6., 19 Uhr (Premie-
re): Spiel mir das Lied vom
Peng!  (Jugendtheaterprojekt) –
ab 13 Jahre

Bungalow
in schöner Lage zu vergeben.

Freie Termine 
vom 7. 8. 04–21. 8. 04

und vom 17. 7.–24. 7. 04
noch vorhanden.
Anfragen unter 

Tel.: 0341/4210748

Natur pur
Urlaub in Mecklenburg-Vorpommern

Ferienbungalows in landschaftlich 
reizvoller Lage zu vermieten!

– in Jabel b. Waren / Müritz, ruhige Lage im Wald
– zwei Bungalows für je 2–3 Personen, mit Wohnraum            

(TV mit SAT-Programm), Schlafraum, Küche mit E-Herd, 
Kühlschrank, Kaffeemaschine, Wasserkocher, warmes und    
kaltes Wasser, IWC mit Dusche (Heizmöglichkeit)
Sonnenterrasse mit Gartenmöbeln und Gartenschaukel

– Bademöglichkeit in einem sauberen See
Ruderboot vorhanden

– günstiger Ausgangspunkt für Wanderungen im Müritz-
Nationalpark (dort Fahrradausleihe)

– in der Zeit vom 17.07. bis 24.07. oder 07.08. bis 21.08.2004 sind 
noch freie Plätze 

– Übernachtungspreis pro Bungalow 175 Euro/Woche. In diesem 
Preis sind die Kosten für Wasser und Elektroenergie enthalten. 

– Zeltaufbau für Kinder möglich
– Anfragen und Informationen:

Fritz Rasenberger
Dorfstr. D 64
04523 Elstertrebnitz
Tel.; 034 296 / 75 901

oder an Fam. Halle
Am Kirschberg 11
04209 Leipzig
Tel.: 0341 / 42 10 748

ab sofort an

NeuschöneFest
Stadtteilfest in Neuschönefeld

am 12. 6., 14–22 Uhr
im Elsapark (an der Kohlgar-

tenstr., mit Linie 8 bis Elsastr.)

ISOR e. V.
Isor e.V. führt Beratungen für
Rentner und angehende Rent-
ner durch, die Mitarbeiter der
bewaffneten Organe und der
Zollverwaltung der DDR wa-
ren.
Die Sprechstunden finden an
jedem vierten Mittwoch des
Monats von 16 bis 18 Uhr im
Stadtteilzentrum Messemagis-
trale, Straße des 18. Oktober
10 a, 04103 Leipzig, statt.

Stadtbibliothek Leipzig
Wilhelm-Leuschner-Platz 10/11

Ausstellungen
Die Artothek der Stadtbibliothek,
Oberlichtsaal, 2. Etage, 19. 6. bis
14. 8.
Bilderbücher – Bücherbilder,
Egbert Herfurth zum 60. Geburts-
tag, Galerie der Kinderbibliothek,
noch bis 26. 6.
Geschichte erlebbar, Historische
Bücher von Schriftstellern aus der
Region, Kabinettausstellung des
Literaturarchivs, 1. Etage., noch bis
10. 7.
Veranstaltungen
16. 6., 14 Uhr, Informationszentrum,
1. Etage: Führung durch die Stadt-
bibliothek
23. 6., 10 Uhr, Kinderbibliothek,
Erdg.: Geschichten vom kleinen
König. Im Rahmen der monatlichen
Veranstaltungsreihe „Zwergenstun-
de“, für Kinder von 4–6 Jahren
24. 6., 15 Uhr, Kinderbibliothek,
Erdg.: Alles hat einen Namen und
vieles hat ein Bild. Texte aus Büchern
mit Bildern des Leipziger Grafikers
Egbert ‘Herfurth  

Feriencamps bei sächsi-
schen Bauern

Der Jugendverein Roter Baum
e. V. bietet in den Sommerferien
folgende Ferienlager auf sächsi-
schen Bauernhöfen an:
10.–20. 7. in Auterwitz (Lom-
matzscher Pflege)
12.–25. 7. und 25. 7.–7. 8. in
Hauptmannsgrün (Vogtland)
11.–24. 7. und 24. 7.–6. 8. in
Jänkendorf (Oberlausitz)
Ausführliche Informationen da-
zu sind telefonisch unter 0351-
858 27 20 erhältlich

Die Mitglieder der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen
trauern um ihren Vereinsfreund

Prof. Dr. Hans-Jürgen Friederici
15. 12. 1922 – 7. 6. 2004

Wir trauern um einen engagierten Hochschullehrer und
verdienten Historiker der Geschichte der deutschen

Arbeiterbewegung, einen Freund und Kollegen
Die Trauerfeier findet am 12. Juni 2004, 11 Uhr,
Friedhof Wahren, statt

Der Vorstand der Rosa-Luxemburg-Stiftung Sachsen
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Thälmann wieder auf Festung

Die tschechischen Schülerinnen und Schüler
am deutsch-tschechischen Gymnasium in Pir-
na sind viel disziplinierter als die deutschen.
aber die Nichtdisziplin kommt langsam auch
nach Tschechien.

Eine tschechische Lehrerin  DLF 10. 5. 

Der Ku-Klux-Klan ist bis jetzt in vier amerika-
nischen Staaten als gemeinnützige Organisa-
tion anerkannt.                                 DLF 16. 5.

In München leben 160 000 Menschen unter-
halb der Armutsgrenze. Viele davon sind Kin-
der.                                            ZDF 18. 5. 

In diesen Tagen ist der 8. Band der „Krimi-
nalgeschichte des Christentums“ von Karl-
Heinz Dechner erschienen.               DLF 23. 5. 

Die USA haben ein Rekrutierungsproblem, und
die Zahl der amerikanischen Opfer im Irak soll
nicht so hoch werden. Deshalb sind im Irak
15 000 bewaffnete private Kriegssöldner, z. T.
rekrutiert von privaten Sicherheitsfirmen, aus
aller Welt im Einsatz. Sie haben eindeutig militä-
rische Aufgaben. Eine italienische Sicherheits-
firma zahlt ihren Mitarbeitern Monatsgehälter zwi-
schen 6000 und 20 000 Euro. Einer der Italiener
wurde kürzlich von Irakern exekutiert.   3sat 23. 5.

Ein großer französischer Rüstungskonzern will
seine Beteiligung an der der Zeitung Le Figaro
von 30 auf 80 Prozent erhöhen. In naher Zu-
kunft sind 70 Prozent aller Printmedien in den
Händen der französischen Rüstungsindustrie. 
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• GEFUNDEN VON MANFRED ERBE

Die ganze Nation trauerte um
ihren großen Staatsmann. Was

war geschehen? Am Vortag hatte der
Premierminister eine Rede gehalten.
Er war bescheiden vor die Mikrofone
getreten und hatte sich in schlichten
Worten an die Bevölkerung gewandt.
Zu Beginn seiner Ansprache rühmte
er die Klugheit und die Kraft des
Volkes. Wörtlich sagte er: 
„Liebe Mitbürger, nachdem ich viele
Jahre die Staatsgeschäfte geführt
habe, bin ich zu der Überzeugung ge-
langt, dass ihr eine bessere Regie-
rung und fähigere Politiker verdient.
Ich danke euch allen für die Nach-
sicht, mit der ihr uns so lange ertra-
gen habt. In allen wichtigen Dingen
des Lebens besitzen die meisten von
euch ein klügeres Urteil als wir, die
außerhalb dieses Lebens stehen. Es
ist eine traurige Tatsache, dass die
Politik den Erfordernissen der Zeit
stets nachhinkt. Es ist ebenso wahr,
dass Politiker früher oder später den
Versuchungen des Geldes, der Macht
oder der Eitelkeit erliegen. Meine
Partei und ich selbst stellen darin
keine Ausnahme dar. Im Gegenteil:
als Regierende sind wir die Haupt-
schuldigen an der schlimmen Lage,
in der sich unser Land befindet. Ich
fordere euch daher eindringlich auf,
uns nicht wieder zu wählen! Für alles
Schlechte, das wir euch angetan ha-
ben, bitte ich um Verzeihung!“
Die Abgeordneten saßen wie gelähmt
auf ihren Bänken. In ihren Augen
stand das blanke Entsetzen geschrie-
ben. Die Fernsehübertragung wurde
durch eine plötzliche Bild- und Ton-
störung unterbrochen. Inzwischen
fuhr der Premierminister mit ruhiger
Stimme fort:
„Mein aufrichtiger Dank gilt allen,
die mich und die Regierung kritisiert
und dafür von uns nur Hohn und

Spott geerntet haben. Es
beschämt mich zutiefst,
dass wir außerstande wa-
ren, die wirklichen Pro-
bleme und Interessen un-
seres Volkes zu erkennen.
Um einen Teil unserer
Schuld abzutragen, bitte
ich um Gehör für einige
Vorschläge zur künftigen
Entwicklung der Nation:
Steuereinnahmen dürfen
nicht länger für unnütze
Dinge vergeudet werden,
wie dies allgemein üblich
geworden ist. Die Staats-
finanzen müssen in Zu-
kunft ausschließlich dem
Allgemeinwohl, also Ar-
beit und Bildung, Fa-
milie und Gesundheit,
Kultur und Umwelt zur
Verfügung gestellt wer-
den. Für Waffen, Pres-
tigebauten und Schwin-
delunternehmen darf
kein Geld mehr ver-
schwendet werden. In der
Außenpolitik müssen wir den Mut für
eine Friedenspolitik ohne Wenn und
Aber finden.“ 
Inzwischen waren die Abgeordneten
aus ihrer Lethargie erwacht. Zwi-
schenrufe und Pfiffe ertönten, und zu
Dutzenden verließen die gewählten
Vertreter des Volkes den Saal in Rich-
tung Kantine. Der Premierminister
holte tief Luft und sprach un-
beeindruckt weiter: 
„Nur Männer und Frauen, die ehr-
lich und bescheiden, kompetent und
unbestechlich sind, sollen künftig ein
politisches Amt innehaben Nach
maximal zwei bis drei Jahren sollen
sie ausscheiden und in ihren Beruf
zurückkehren. Skandale und Intrigen,
Beschimpfungen und Lügen, Ver-
leumdungen und Betrügereien müs-
sen ein für allemal aus dem politi-
schen Alltag verbannt werden. Die
Abgeordnetendiäten dürfen das

durchschnittliche Monatseinkom-
men höchstens um zwanzig Prozent
über ...“
In diesem Augenblick erreichte der
Tumult seinen Höhepunkt Gleich-
zeitig erschienen hinter dem Red-
nerpult zwei in Weiß gekleidete Män-
ner, die den Premierminister mit
sanfter Gewalt fortführten. Am Tag
danach erschien ein ärztliches Bul-
letin, aus dem hervorging, dass der
Premierminister infolge einer ge-
heimnisvollen Krankheit von tiefer
Sinnesverwirrung befallen ist und in
diesem traurigen Zustand eine Rede
entgegen aller politischen Vernunft,
Sitte und Moral gehalten hat. Ver-
treter aller Parteien äußerten ihre
Betroffenheit. Staatsmänner aus aller
Welt bekundeten ihr Mitgefühl. Mil-
lionen von Menschen versanken in
Trauer und Ratlosigkeit. Doch das
Leben ging weiter.

Von REINHARD LOCHNER

Erst wollten wir nicht glauben, was
uns einer in den märkischen Wäldern

erzählte, aber dann wechselten wir die
Wanderstiefel für einen Tag gegen Halb-
schuhe und zogen stadteinwärts. Einer
aus unserer Runde erinnerte sich sehr gut
daran, dass in Staaken-West vor Jahr und
Tag ein Thälmann-Denkmal gestanden
hatte, und zwar mitten auf dem Thäl-
mann-Platz. Und da begann unser Di-
lemma: Es gibt keinen Thälmann-Platz
mehr. 
Erklären muss ich Leipzigern und ande-
ren Nicht-Berlinern wohl noch, dass die
Alliierten 1945, als sie ihre Grenzen auf
den Karten zogen, Staaken-West der
sowjetischen Besatzungszone zuschlugen,
obwohl es auch schon zu Staaken gehört
hatte, das wiederum zum britischen Sek-
tor Berlins gehörte. 1990 zog – das hört
man ja jeden Tag und überall – wieder
Ordnung in Deutschland ein und Staa-
ken-West kehrte zurück nach Berlin. Mit-

samt Thälmann. Inzwischen aber wurde
der – auch wegen der „Ordnung“ ? –
demontiert und weggeschafft. Wohin?
Darauf soll Baustadtrat Carsten-Michael
Röding unlängst in einer Sitzung des
Bezirksparlaments geantwortet haben:
„In eine stadtbekannte Festung“. Span-
dau hat nur eine Festung und die war
bekanntlich als Haftanstalt für die
Kriegsverbrecher benutzt worden. 
Der Stadtrat war einst von der CDU für
sein Amt vorgeschlagen worden. Ob er
ein geeigneter Mann ist, muss man nach
dieser Erklärung bezweifeln. Um ihm den
Rücken zu stärken, meldete sich noch
sein Fraktionführer Schröder zu Wort:
„Im Osten gibt es schon genug Denk-
mäler für Rosa Luxemburg und Ernst

Thälmann!“ 
Und die FDP fügte noch hinzu, Thälmann
sei „auf der Zitadelle bestens aufgeho-
ben“. 
Da schnürten wir wieder unsere Wan-
derstiefel und kehrten in die Wälder
zurück. In Bergen auf Rügen genossen
wir zumindest frischere Luft, wurden
aber auch dort an Thälmann erinnert.
Oder zunindest an die Zeit, da er gegen
Elend und Armut in Deutschland kämpf-
te. Auf Rügen will der Demokratische
Frauenbund seine Verpflegungsstätten
für die fast Mittellosen umbenennen,
damit man sicher sein kann, dass man
auch wirklich verbrauchen kann, was in
den Supermärkten wegen der nahen Ver-
fallsdaten nicht mehr angeboten werden
darf. Die aber legen auf den amtlich
zugelassenen Namen „Brottafel“ wert, in
Rügen hieß es bisher „Brottisch“. 
Nun kehrt auch hier Ordnung ein!

• KLAUS HUHN

Wanderungen durch
Neufünfland 


